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Der Rhein ſoll Deutſchlands Grenze werden
Srankreich beanſprucht das Saarbechen Das linke Rheinufer bleibt beſetzt

Paris, 29. März.
Der Rat der Vier hat heute die Prüfung der Gebietsfragen

fort eſetzt, namentlich die der franzöſiſch- deutſchen
Grenze Es iſt noch keine Entſcheidung gefällt worden. Doch
kennt man die franzöſiſche Auffaſſung in dieſem Punkte. Frank
reich beanſprucht voll und ganz ſeine Grenzen von 1914, darin
einbegriffen das ganze Saarbecken, für deſſen deutſche
Bevölkerung, ſoweit ſie ſich innerhalb dieſer Grenze be-
findet, politiſche Autonomie beſtehen bleiben ſoll.
Frankreich verlangt, daß der Rhein ihm als natürliche Grenze
dient. Infolgedeſſen ſoll Deutſchland nicht das Recht haben,
auf dem linken Rheinufer Feſtungen noch Truppen noch ſtrato iſche

Eiſenbahnen zu unterhalten. Nach den Grenzfragen wird der
Rat der Vier ſich mit dem gadriatiſchen Problem beſchäftigen.

Amſterdam, 29. März.
Dem „Algemeen Handelsblad“ wird aus Paris gemeldet, daß

die jetzt vorherrſchende Anſicht bezüglich der Weſtgrenze
Deutſchlands die ſei, daß der Rhein die militäriſche und
vorläufig auch die politiſche Grenze des neuen Deutſchlands
bilden müſſe. Man müſſe nicht allein Maßregeln ergreifen, um
zu verhindern, daß das linke Rheinufer wieder die Baſis der An
griffe gegen Frankreich werde, man wolle anch ein Mittel haben,
um einen Druck auf Deutſchland auszuüben, da man vorausſehe,
daß die Bezahlungen, die Deutſchland leiſten muß, ſich über
eine ſehr lange Zeitdauer erſtrecken werden, da die heutigen
Zahlungsmittel ſehr beſchränkt ſeien. Um die Bezahlung zu
gewährleiſten, ſei die Beſetzung des linken Rheinufers noch für
ſehr lange Zeit notwendig. Dieſes Gebiet werde alſo, vom
übrigen Deutſchland getrennt, nicht an dem Deutſchland zuge-
ſtandenen Heeresdienſt noch an den finanziellen Laſten, die ſich

Vorläufig werde der Rhein alſo
auch die politiſche Grenze ſein. Bezüglich des Saar
beckens ſuche man nach einer Formel, die es Frankreich er
mögliche, die Kohlenproduktion an ſich zu ziehen.
Wahrſcheinlich werde Frankreich die Annexion des Saarbeckens
erlangen.

daraus ergeben, teilnehmen.

England und Kmerika
Amſterdam, 29. März.

Die englifchen Blätter berichten, daß Präſident Wilſon vor
ſeiner Rückkehr nach den Vereinigten Staaten England einen
nochmaligen Befuch abſtattet, Jn der engliſchen Preſſe
wird dieſem Beſuch eine große Bedeutung für die künftigen
Beziehungen zwiſchen England und den GVereinigten
Staaten zugeſchrieben. Die Sympathie zwiſchen beiden Ländern
ſei durch das enge Zuſammenarbeiten der engliſchen und ameri-
kaniſchen Delegation auf der Friedenskonferenz erheblich ge
fördert worden.

Soch verhandelt über Danzig
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 29. März.
Aus zuverläſſiger Quelle wird mitgeteilt, daß die Reichs

regierung in der Danziger Frage unabänderlich auf ihrem
geſtrigen Standpunkte verharrt und feſt entſchloſſen iſt, keine
weiteren Zugeſtändniſſſſe zu machen. Es wird ausdrücklich
darauf hingewieſen, daß deutſcherſeits die Grenze des Entgegen
fommens erreicht iſt.

Wie wir weiter erfahren, iſt durch die Ablehnung des
Entente-Ultimatums die Lage äußerſt ernſt und bedrohlich. Es
liegt durchaus im Bereich der Möglichkeit, daß die Verhandlungen
überhaupt abgebrochen werden und einen Abbruch des Waffen-
ſtillſftandes zur Folge haben. Man hofft aber immer noch auf
eine Einigung in dieſer Angelegenheit.

Jn der Angelegenheit der Landung polniſcher Truppen in
Danzig hat unter dem 27. März Marſchall Foch folgendes Tele
zramm an General Nudant geſandt: „Da ich noch keine Antwort
erhalten habe betreffs des Transportes der polniſchen
Truppen durch Dan zig, beauftrage ich Sie, um die Löſung
der Frage zu beſchleunigen, die deutſche Regierung einzuladen,
einen Bevollmächtigten nach Spaa zu entſenden, wo
hin ich geneigt bin, mich in Perſon zu begeben. Herr General
von Hammerſtein wird gebeten, ſo ſchnell wie irgend möglich den
Namen des deutſchen Bevollmächtigten, der gewählt worden iſt,
mitzuteilen und ebenſo das Datum, an welchem er ſich nach Spag
begeben haben wird.“

Paris, 29. Märg.
Die amerikaniſchen Delegierten ſtimmten dem britiſchen Ge

ſichtspunkte zu, daß der Vorſchlag eines Korridors nach
Danzig eine gefährliche Bedrohung für den zu
künftigen Weltfrieden bilden könnte. Der Völkerbund
ſei daher vor eine außerordentlich ſchwierige Frage geſtellt.

Thorn, 20. März.
Der hieſige Oberbürgermeiſter Dr. Haaſe hat von der

telegraphiſch die Aufforderung zur Teil

J

nahme an den Vorfriedensverhand kungen erhalten.
Er iſt ſofort nach Berlin abgereiſt.

Jnzwiſchen wird die deutſche Note bei der Entente einge
troffen ſein und dem Marſchall die Meinung des deutſchen Volkes
über den „Korridor Danzig dargetan haben. Wenn die ſchwach-
gewordene Regierung auch zu Zugeſtändniſſen bereit iſt, ſo ſollle
in Spaa immer wieder vom deutſchen Vertreter klargelegt wer-
den: daß eine ganze Provinz, nein, ein ganzes bis ans Ende
ſeiner Eeduld getriebenes Volk dieſen Raub nicht dulden wird,
daß es die Schmach nicht erkragen wird, zur Entfachung des Auf-
ruhrs polniſche Truppen in deutſchem Gebiet landen zu ſehen.
Das deutſche Volk hat durch ſeine gewählten Vertreter geant-
wordet; die Entente ſoll nun ihrerſeits mit den Entſchlüſſen vor
ſichtig ſein. Danzig ſteht Gewehr bei Fuß! Und wir mit ihm!

Die erſten Kämpfe in Uncçarn
Eichen, 29. März.

Nach Jnformationen aus Ungarn, ſo meldet unſer Sonder
berichterſtatter, will der „Corriere della Sera“ wiſſen, die erſt en

Zuſammenſtöße zwiſchen franzöſiſchen u nd
ungariſchen Truppen hätten bereits ſtattgefunden, auch
ſei in Ungarn Zuzug ruſſiſcher Rotgardiſten angerückt.

Budapeſt, 29. März.
Die Volkskommiſſare haben mit der Leitung der hauptſtädti

ſchen Spitäler je einen geiſtigen und phyſiſchen Arbeiter be
traut, die in den hauptſtädtiſchen Spitälern den Dienſt verſehen,
Die Seelſorger werden ihres Amtes enthoben und
haben die in den Spitälern befindlichen Wohnungen binnen
24 Stunden zu verlaſſen. Sämtliche Nonnen haben
die im Eigentum der Hauptſtadt befindlichen Spitäler gleichfalls
binnen 24 Stunden zu verlaſſen, ausgenommen die Operations
gehilfinnen. Nonnenpflegerinnen, die aus dem Orden aus
treten können in den Spitälern verbleiben,

Sur Penſionierung der Beamten
Weimar, 20. März.

Auf eine Anfrage des Abg. Delius iſt vom Reichsminiſter
der Finanzen folgende Antwort eingegangen: „Die Reichs
rweglerung iſt gewillt, zur Erhaltung der vollen Leiſtungsfähigkeit
des Beamtenkörpers ron der vurch g 602 des Reichs
beamtengeſetzes gegebenen Befugnis in dem Sinne Gebrauch zu
machen, daß über 65 Jahre alte Beamte nur dann im Dienſt be
laſſen werden ſollen, wenn ſie zur Erfüllung ihrer Dienſlpflich en
im vollen Umfange fähig ſind. Derartig zur Ruhe geſetzten Be
amten wird ein Ausgleich dafür zu gewähren ſein, daß ſie in
8 des früheren Ausſcheidens an den Vorteilen der künftigen
Beſoldungsaufbeſſerun nicht teilnehmen. Jn welcher Weiſe
ein Ausgleich zu ſchaffen iſt, bildet den Gegenſtano von Erwä-
gungen, die unmittelbar vor dem Abſchluſſe ſtehen.“

Jn Jtalien drohen Generalſtreike
Bern, 29. Märh,.

„Avanti, rechnet mit einem allgemeinen Ausſtand
der italieniſchen Bahnangeſtellten. Auch die Staatsarbeiter in
Pavia ſollen ſich mit den Hafenarbeitern von Genug ſolidariſch
erklärt haben. „Secolo“ berichtet über eine Vewegung unter den
Angeſtellten der italieniſchen Kleinbahnen für den Achtſtunden-
tag. „Perſeveranza“ trilt mit, daß die Induſtriellen von ganz
Jtalien eine Zuſammenkunft am 2. April vorhaben, die ſich
hauptſächlich mit der Monopolfrage, der Rohſtoffbeſchaffung und
Arbeiterproblemen beſchäftigen ſoll.

Die Brotkartenſammlung für Deutſchland
Stockholm, 29. März.

Die ſchwediſche Preſſe veröffentlicht einen Aufruf, ver von
drei Lehrerinnenſemingrien unterzeichnet iſt. Er fordert dieſchwediſchen Kinder auf, im Anſchiuß an Will Vespers Appell an

die Kinder der ganzen Welt eine Sammlung von Brot
kartenabſchnitten und Geld für die hungernden deutſchen
Kinder zu veranſtalten. Für die Abſchnitte ſoll Mehl ge
kauft und durch das ſchwediſche Rote Kreuz nach Deutſchland be
fördert werden.

Die ganze Welt ſoll ſammeln. Uebevall mildert das Mit-
leid die Blockadeſtinmung, die man Deutſchland gegenüber zur
Schau trug. Nur die Entente „ſiegt“ weiter und läßt ſich die
Broſamen mit Wucherzins bezahlen.

habsburg in Kcht und Bann
Wien, 29. März.

Der Verfaſſungsausſchuß erledigte das Geſetz betr. die
Landesverweiſung und Uebernahme des Ver-
mögens des Hauſes HabsburgLothringen. Nach 2
werden der ehemalige Träger der Krone und die ſonſtigen Mit-
glieder des Hauſes HabsburgLothringen, dieſe, ſofern ſie nicht
auf ihre Mitgliedſchaft zu dieſem Hauſe und die aus ihr fol
gen Anſprüche vergzichten und ſich als getreue Stagtsbürger

Republik bekennen, des Landes verwieſen

So weit geht der Haß der erwachenden Zeit, daß ein altes
Kaiſergeſchlecht durch Geſetz des Landes verwieſen wird. Die
Worte des Miniſters Renner, die ein Dank dem ſcheidenden
Kaiſer ſein ſollten, ſchwächen die Brutalität dieſer Geſinnung
nicht ab.

Was nun, herr Scheidemann
Geehrter Herr Miniſterpräſident!

Jhre Herren Amtsvorgänger zu Zeiten des verfloſſenen
Deutſchen Reiches pfregten vor großen politi chen Reden ſich über
die Grundlagen diezer Reden zu orientieren. Sollte dies in der
jungen Republik Deurſchland nicht mehr möglich ſein? Das
wäre tief bedauerlich, denn es würde zur Folge haben, daß
dann ſolche Mißegriffe vorkemmen wie in Jhrer Rede gegen den
Nationalverband deurſcher Of iziere. Jch gehöre zwar nicht zum
Vorſtand, doch war ich wiederholt eingeladen, als Mitglied der
Vorbeſprechung zur Verſammlung, dieſer ſelbſt und dem Demon-
ſtrationszug beizuwohnen. Jch kann Sie daher authentiſch
umterrichten. Die Re,olution, der Verlauf der Verſammlung,
die Folge der Reden uſw. wurden genau feſtgelegt und pro-
grammäßig inngebalten. Wie es zu dem Demonſtrationszug
gekommen iſt, iſt Jhnen mittlerweile mitgeteilt. Jch hatte vor
geſchlagen, am Brandenburger Tor, die Linden herunter und
herauf zu ziehen und am Bismarckdenkmal zu enden. Am
Brandenburger Tor lenkten Herren der Regierung den
Zug in die Wilhelmſtraße. Auf dieſe Weiſe kam das
weder vorher verabredete noch geohnte Zuſammentreffen
mit General Ludendorff. Am Reichskanzlervalgis lud Jbr
Herr Kolloge Schiffer den Vorſtand zu ſich hinauf. Unſer
Herr Vorſitzender bat mich mitzukommen, daher hörte ich folgende
Rede mit an, welche ich mir ſofort aufſchrieb:

Meine Herren! Von ſeiten der Regierung nehme ich
Jhre Reſolution (dieſelbe hatte Herr Molkenthin vorher ver-
leſen) dankbar entgegen. Jch gebe Jhnen die Ver-
ſicherung, daß wir bemüht ſind, im Sinne und Geiſte der
Reſolution zu handoln. Wir werden einen Gewaltfrieden
nicht annehmen. Die Regierung wird mit dem ganzen deut-
ſchen Volke im Sinne Jhrer Reſolution arbeiten. Sie haben
in der Reſolution direkte perſönliche Wünſche zum Ausdruck
gebracht. Wir werden prüfen, inwieweit ſich dieſelben ver
wirklichen laſſen. Aber ein dahingehendes bindendes Ver
ſprechen auf Erfüllung Jhres Wunſches kann ich Jhnen heute
noch nicht machen. Seien Sie aber verſichert, meine Herren,
daß die Regierung beſtrebt ſein wird, das ungeteilte Deutſch
land dem deutſchen Volke zu erhalten.“

Dann ſetzte ſich der Zug nach dem Bismarckdenkmal wieder
in Bewegung. Dort verlas der Vorſitzende vom Sockel des Denk-
mals herab nochmals die Reſolution, forderte zum Abſingen von
„Deu:ſchland, Deutſchland über alles auf und darauf zum
ruhigen Nachhauſegehen. Jn dieſem Moment trat ein Herr aus
dem Volke vor, dankte den Offizieren in warmen herzlichen
Worten für ihre treue Mitarbeit auch in der jetzigen ſchweren
Zeit und ließ die Offiziere hochleben. Jm Anſchluß daran
hieiten auch noch zwei Soldaten Reden; der letzte ſchloß mit dem
Hinwei'e, daß in den freiwilligen Regimentern der alte Geiſt
treuen Zuſammenarbeitens zwiſchen Vorgeſetzten und Mann
ſchaften werde beſtehen bleiben. Sie wollten ihre Offiziere
behalten. An dieſem Augenblick rief ein junges Mäd
Hen gus dem Volke: „Ja, und Kaiſer Wilhelm
ſoll auch wiederkommen!“ worauf das Volk die
NPationalhymne ſang. Unterdeſſen war ein kleiner
12-1 jähriger Knabe auf den Sockel des Denkmals ge-
klettert und ließ von dort herab Kaiſer Withelm I. leben,
weil er doch geſtern (am 22.) ſeinen Geburtstag gefeiert habe
Dann zerſtreute ſich die Menge.

Auf dieſe einfachen Taren hbin, Herr Miniſterpräſident, wagen
Sie es, uns, den Offizieren, den Dolus des Landesverrats vor-
zuwerfen und halten Jhre grose Zerſchmetternungsrede. Sie
droßen, Sie werden uns zu faſſen wiſen. Wofür denn?
Wollen Sie uns an die Wand ſtellen kaſen? Den Tod für das
Vaterland fürchten wir gr s jetzt noch nicht. Wir haben ja durch
Tedesverach ung Jhre Regierung gegen Svartakus
gerettet, wir werden ſie auch geren den Boſſchewismus
retten. Sie haben wieder einmal. Herr Minjſtervräſident, aus
einer nichtror handenen Mans einen Rieſen-Regftions-Mammirt
gemacht. PVonnen Sie mir den denfſchen Offizier der ſeit des
Foeſdmarſkaſſa Hindenhurgs Erklärung. zur Regierung zu
ſtoßen,. Region betrieben hat, es ſei dern daß Sie unter
RPegftion unſere treue Vaterlandsließe verſteben. Wir Offiziere,
Herr Wjniſtervräſident, alle ohne jede Ausnahme, werden bis
arm ſehten Bemenge wie wir es immer getan kaßen, mit und
für das Voff zum Wohl nd Kefſo unſeres geliebten Vater
ſandes arbeiten. Tun Sie, Serr Winiſternröſdent, nur das
Gſeiche. Sie werden dann keinen Grund mehr finden, uns be
er u müſſen.

Graf von Bernſtorff,
Oberſtleutnant a. D., nicht regktionär, aber
deutſchwaterländiſch geſinnter freier Bürger.

Herr Scheidemann reitet ſich immer mehr in die Wind-
mühlenflügel herein. Zornesrunzelnd, hat er in Weimar vor
dem ganzen deutſchen Volke erklärt, daß man die „Reaktionäre
ſchon faſſen werde. Und in Berlin hallte es im Preußen
parloment entſprechend zorniger nach, daß die Gegenrevolution
im Anmar'ch fei. Und nun gibt ein eriſterer Mann, als Her
Sche'demann, die Darſtellung fener Eonntagvorgänge, die den
Miniſterpräſidenten des Reiches ſo in Harniſch brachten. Grsder
kann die Blamage nicht ſein. Was nun Herr Scheidemann
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Verlin, 29. März.
Am WMiniſtertiſch: Braun, Dr. Südekum, Heine, Schmidt.
Förmliche Anfragen über die Beſchäftigung und An

iedlung von Kriegsbeſchädigten und über die Für-
orge für aus dem Kriege hervorgegangene Geiſteskranke ſollen

ntwortung finden, ſobald es die geſchäftliche Lage geſtattet.
Die Beratung der Anträge auf Hebung der Land

wirt ſchaft zur Beſſerung der Volksernährung wird fortgeſetzt.
Reichsernährungsminiſter Schmidt: Die vorliegenden zehn

Anträge geben wir Gelegenheit, über einige grundſätzliche
Fragen meine Stellung dem Hauſe darzulegen. Die außer
ordentlichen Schwierigkeiten in der Beſchaffüng der Ar
beiter für die Landwirtſchaft ſind uns ſehr wohl bekannt und
zumal der Oſten des Landes macht uns in dieſer Beziehung
große Sc. Einen Zwang auf die ſtädtiſche Arbeiterbevölke
rung auszuüben, alſo dieſe wider ihren Willen zur Landwirt
ſchaft heranzuziehen, begegnet den größten Bedenken. Dagegen
hat die Landwirtſchaft eine Reihe von Maßnahmen getroffen,
um den

Reiz der Arbeit auf dem Lande
zu erhöhen; u. a. iſt man vor allem dabei, die Lohndverhält-
niſſe auf eine befriedigende Grundlage zu ſtellen.Unter den neuen Verhältniſſen ſtehen ſich vielfach die Land
arbeiter beſſer, als mancher ſtädtiſcher Arbeiter. Zur Be
ſchaffung der Düngemittel muß erwähnt werden, daß dieſe
durch die Kohlenſtreiks außerordentlich erſchwert worden iſt.
Wir hätten in dieſen Juhre die Produktion auf eine große
Höhe bringen können, wenn es nicht immer wieder an Dünge-
mitteln fehlte. Die Fabriken, in denen Thomasmehl er
zeugt wird, liegen hauptſächlich in den beſetzten Gebieten,
eine Erlaubnis zur Ausfuhr iſt bislang von den Beſatzungs
behörden nicht erlangt worden. Auch die Kali produktion
iſt heute durch die mangelhafte Kohlenbelieferung ſehr eingeſchränkt. Jn der letzten Feit hat ſich ja die Kohlenliefe-

rung gebeſſert und es wird möglich ſein, den Wünſchen
der Landwirtſchaft mehr entgegen zu kommen. Wir haben fer
ner auch großes Intereſſe daran, die Landwirtſchaft bei der
Abgabe von Pferden aus den Heeresbeſtänden beſonders
zu berückſichtigen, aber es ſind auch hier, wie auch überhaupt bei
der Veräußerung der Beſtände des Heeresgutes, ganz unerträg
liche Zuſtände eingeriſſen. Speziell haben die Auftionen die
Pferdepreiſe auf eine ſchwindelnde Höhe getrieben. Auf eine
Herabſetzung der Preiſe der landwirtſchaftlichen Pro
dukte iſt in abſehbarer Zeit abſolut nicht zu denken. Es iſt
auch unerläßlich, eine Reihe von Produkten, die die

Grundlage der Volksernährung
bilden, weiter zwangsweiſe zu bewirtſchaften, ſo Brotgetreide,
Vieh und Fleiſch. Jch kann vorläufig auch noch nicht die
Kartoffeln und die Milch freigeben. Ob Heu und
Stroh freigegeben werden können, habe ich auch erwogen, kann
mich aber nicht dazu entſchließen, weil hiermit ebenfalls ein
ſchwunghafter Schleichhandel getrieben wird. Die Zwangs
wirtſchaft für Eier habe ich aufgehoben, da der Kontroll
apparat umſtändlich und koſtſpielig war, ſo daß er zu den
Erfolgen in einem ſehr ſchlechten Verhältnis ſtand. Jch bin da
her auch dem Wunſche der kleinen Bauern in dieſer Frage nach-
gekommen. Andererſeits hoffe ich nun auch, daß der Landbe
wohner einſehen wird, was im Jntereſſe der Ernährung der
ſtädtiſchen Bevölkerung und damit der Erhaltung der
Ruhe notwendig iſt. Einzelne Gemeinden huben es völlig ab
gelehnt, auch nur einen Tropfen Milch, oder ein Stück Butter
abzugeben, ſie haben alles für den Schleichhandel verwandt.
Solche Zuſtände laſſen wir uns unter keinen Umſtänden gefallen,

die Ernährungslage der nächſten Monate
ondern müſſen ſcharf dagegen einſchreiten. Aber ebenſo be

uerlich und gemeingefährlich iſt es, wenn Städter truppweiſe
aufs Land ziehen, um dort zu räubern und zu plündern, das iſt
volkswirtſchaftlich, wie auch politiſch ein großer
Schade. Denn unter ſolchen Eindrücken verliert der Land
wirt jeden Eifer und Luſt am Anbau.
rer können, iſt ſehr wenig, die ländliche Bevölkerung ſteht in

r Ernährungsfrage weit beſſer da. Von der Zulaſſung
des freien Handels kann namentlich beim Vieh nicht die
Rede ſein, der Handel
Höhe getrieben.
Wochen hinaus ohne jede Kartoffel bleiben,

führten Lebensmittel geleiſtet werden. Auch für die Kartoffel
hat ſich der freie Handel nicht bewährt, wir können ſie
aus der Zwangswirtſchaft nicht herauslaſſen. Zunächſt ſoll
Mehl eingeführt werden, deſſen Preis allerdings
enorm hoch iſt. Der Brotpreis ſoll nicht erhöht werden, da
gegen ſoll aber Mehl zu höheren Preiſen zur Verfügung geſtellt
werden. Die Mengen Speck und Fett, die in Rotterdam
lagern, ſollen vorerſt dem Ruhrgebiet, Berlin und
Sachſen zukommen.
Ruhrgebiet. Durch den Streik erhalten die Arbeiter nicht mehr
Lebensmittel, ſondern weniger, denn wir können die Lebens-
mittel von der Entente nur mit Kohlen bezahlen;

unſer Geld will das Ausland nicht.
Außerdem iſt es durch das Brüſſeler Abkommen unmöglich, daß,
ſolange geſtreikt wird, Lebensmittel in das Streikgebie: kommen.
Die Arbeiter, die ſtreiken, nehmen ſich alſo ſelbſt die

Jch hoffe alſo dringend, daß die Ar
beiter in dein Dortmunder Bezirk die Streiks aufgeben werden.
Die norwegiſchen Heringe können nicht eingeführt
werden, weil die Entente die Erlaubnis nicht gegeben hat.
Ein großer Teil der lagernden Ware iſt bereits zur menſchlichen
Ernährung unbrauchbar geworden. Einer Kontrolle der
Leben smittel verteilung an die Gemeinden durch
Arbeiterräte ſtehe ich durchaus ſympathiſch gegenüber. Jch
habe die Hoffnung, daß wir durch die gewaltige Einfuhr der
Entente bis zur nächſten Ernte auskommen werden, ſo daß für
die nächſte Zeit unſere Ernährung ſichergeſtellt iſt.

Landwirtſchaftsmin ſter Braun: Die Landwirtſchaft ſollte
nicht fortgeſetzt beſonderen Dank verlangen. Die Verſorgung der
Landbevölkerung mit Schuhzeug iſt durch erneute Ver
teilung von 300 000 Paar inſtandgeſetzten Militärſchuhen ge
fördert worden. Jch hoffe, daß die Arbeiterhältniſſe allmäh-
lich geſunden, und wir einen ſelbſtändigen Land-
arbeiterſtand bekommen werden.

Ein Schlußantrag wird unter den Pfuirufen der Un
abhängigen Sozialiſten angenommen. Die Anträge gehen
an einen beſonderen Ausſchuß.

Ein Antrag des Ausſchuſſes für Bevölkerungs-
politik auf Gewährung einer Wochenhilfe an unbe-
mittelte Frauen und auf Ausdehnung der Krankenunterſtützung
auf die Familien der Verſicherten wird einſtimmig angenommen.

Die Abſicht des Präſidenten, eine große Anzahl von An-
trägen aus dem Hauſe etwa 50 ſoweit keine Wort-
meldungen vorliegen, an die Kommiſſionen gehen zu laſſen, wird
von den Unabhbängigen Sozialiſten dadurch vereitelt, daß ſie in
zwiſchen zu
meldet haben.

Das Haus vertagt ſich. Nächſte Sitzung Donnerstag, den
10. April, 2 Uhr nachmittags: Anträge.

Schluß 23 Uhr.

Lebensmittel weg.

M a .XÜX., eAbflauen der Streikbewegung
Trotz der fortgeſetzten Hetz arbeit der Spartakiſten ſcheint

es, als wenn die oberſchleſiſchen Bergarbeiter dies
mal der Streikparole nicht folgen wollten.
Appell der Regierung, die Arbeiter zu intenſiver Arbeitsleiſtung
aufzufordern, ſcheint von Erfolg begleitet zu ſein. Jedenfalls
hat die Förderung der Kohle eine erhebliche Zunahme erfahren.
Trotzdem muß immer noch von einer bedeutenden politiſchen Be
wegung im Jnduſtriegebiet geſprochen werden, die fortgeſetzt die
ſchärfſte Beobachtung erheiſcht.

t

Rücktritt höherer Beamten
Wie die „Pol. Jnf.“ hören, wird auch der Oberpräſident von

Weſtpreußen von Jagow am 1. April d. J. in den Ruheſtand
treten. Wie verlautet, ſoll als Nachfolger für den zurückgetretenen

Oberpräſidenten von Loebell der Polizeipräſident von
Schöneberg, Dr. Frhr. von Lüdinghauſen, ernannt
werden. Aus dem Miniſterium des Jnnern werden der Geh.
Ober-Regierungsrat Dr. Kutſcher, der bisherige

Der eindringliche

des Fiſchſangs überlaſſen wird.

Berlin

wird an erſter Stelle
Dampfer den an verſchiedenen Stellen

haben, verſuchen, die dortige Bevölkerung gegen die Regierung
aufzuhetzen und ſie am Ausfahren zum Fiſchfang zu
verhindern.Die Lage iſt folgende: Bei Ausbruch des Krieges wurden
die vorhandenen Fiſchereidampfer zum größten Teil enteig.iet
und der Marine zugeführt unter der Verpflichtuwg ſpäteren
Schadener'atzes an die Reeder. Man hatte ſchließlich vereinbart,
daß 34 Dampfer den Reedern zurückgegeben, die andern 34 zur
Organiſierung eines gemeinwirtſchaftlichen Fiſcherei-
betriebes verwendet werden ſollten.

Trotzdem beim Abſchluß der Verhondſungen alle Beteiligten
ſich mit der genannten Regelung einverſtanden erklärt hatten, iſt
es jetzt unlguteren Elementen gelungen, die Fiſcher zu gagz
unerfüllbaren Forderungen zu veranlaſſen. Es

verlangt, daß ſämtliche vorhandenen
gebildeten wilden

übergeben und dieſen die Bewirt chaftung
Da die Regierung ſich natür'ich

auf derartire Forderungen, die zum vollſtändigen Niedergang des
Fiſchereigewerbes führen würden, nicht einlaſſen kann, iſt nicht

Marineräten

zu überſehen, wann endlich die Verſorgung der Bevölke-

Perſonalreferent, ſowie die Geh. Regierungsräte Dr. Loehrs
und von Schütz ausſcheiden. Der Geh. Regierungsrat von
Berger hat den Nachrichtondienſt im Preußiſchen
miniſterium übernommen, der in dem Gebäude des Zivil-
kabinetts neben dem Staatsminiſterium untergebracht iſt.
die Auflöfung des Zivilkabinetts iſt noch kein Beſchluß gefaßt.
Jn dem Hauſe dieſer Behörde, das jetzt mit dem Stagtsminiſte-
rium verbunden iſt, werden vorausſichtlich auch Wohnungen für
höhere Stagalsbeamte eingerichtet werden.

Die Sozialiſterung der Eiſenbahn

Frankfurt a. M., 28. März.
Auf den 3. und 4. April iſt in das Gebäude der Frankfurter

Eiſenbahndirektion eine Reichs konferenz der Eiſenbahn-
räte einberufen. Es ſoll verhandelt werden über die Soziali-
ſierung und Demokratiſierung der Betriebe und Verwal
tung, ſowie über das Räteſyſtem der Gewerkſchaften.

Der FHiſchfang gefährdet
Spartakiſtiſche Forderungen der Fiſcher.

Berlin, 29. März.
Die Sozialiſierungs kommiſſion hat am

20. März der Reichsregierung ihr vorläufiges Gutachten über die
Sozialiſierung ver Hochſeefiſcherei überreicht.
Bei der ſtarken Bewegung unter den Fiſchern erſcheint. die ſchleu-
nige Veröffentlichung dieſes Gutachtens geboden, damit es als
Grundlage für eine öffentliche Diskuſſion und für geſetzliche
Maßnahmen dienen kann.

Für die Fiſcherei in der Nord und Oſtſee, die z. T. von dem
Feinde freigegeben iſt, ſtehen der Regierung auch 68 Dampfer, die
von der Marine übergeben worden ſind, zur Verfügung. Trotz
dem wird es allem Anſchein nach nicht möglich ſein, in ab
hbarer Zeit eine bemerkenswerte Be lieferung der Be
d l 7 z mit Fiſchen durchzuführen. Spariakiſtiſche Ele-
men
ezlitten haben jetzt in die Keineren F

Staats

m ſie in S und d Mißerfolge

Ueber

rung mit Fiſchen vlanmäßig in Angriff genommen wer)en
kann.

Sozialwirtſchaft in Reichsbetrieben
Annahme des Nachtragsetats

Nationalverſammlung
Weimar, 29. März.

Am Miniſtertiſch: Scheidemann, Noske, Gothein, Schiffer, nen Verlagung des Hauſes widerſpricht der deu t ſag
nationale Abgeordnete Schulz wegen der kritiſchenDavid Bell.“ Die Sitzung wurde um 10 Uhr eröffnet. Die Jnter-

pellation Arnſtadt (Deurſchn.), Dr. Heintze (D. Vp.) und Genoſſen,
die ſich gegen die Maßregelung von Beamten aus poli-
tiſchen Gründen richtet, wird nach einer Erklärung vom Reichs-
finanzminiſter Schiffer nach der geſchäfts ordnungsmäßigen Friſt
beantwortet werden.

Es folgt die zweite Beratung des Nachtrasetats und
des Notektats. Ueber erſleren berichtet Abg. Löbe (Soz.).

Der Ausſchuß nahm den Regierungsvorſchlag, der die Be
züge des Reichspräſidenten auf 100 000 Mark monatlich vorſieht,
nicht an, ſondern trenn'e perſönliche und Sachbezüge
und ſchlägt vor, dem Reichspräſidenten jährlich 100 000 Mark
Gehalt zu gewähren und für die mit ſeinem Amte verbundenen
achlichen Ansgaben eine halbe Million einzuſetzen. Die Regelung
r Penſionsfrage ſoll beſonderem Geſetz überlaſſen

werden. Die Frage der Miniſtergehälter und Penſionen ſoll
beim ordentlichen Etal geprüft werden. Bei den Wohnungs
zuſchüſſen der Miniſter dürfen erhebliche Abſtriche erfolgen.

Abg. Burlage (Ztr.)) Wir ſtimmen den Beſchlüſſen des
Haushaltsausſchuſſes zu. Die ganze Regelung der
Miniſtergehälter iſt nur vorläufig, und wir werden bei den Be
ratungen des Geſetzes hierüber u
niſſen eingehend zu beſchäftigen haben.

Reichspräſidenten ab
überflüſſig, ſondern für ſchädlich halten.
Gehalt, ſind auch die ſachlichen Ausgaben viel zu hoch. Auch
Repräſentationen und Reiſen ſind unnötig. Der Reichspräſident
ſollte kein höheres Gehalt bekommen als die anderen Miniſter.
Wir lehnen dieſe Ausgaben, die eine Befeſtigung der kapitaliſti-
ſchen Republik bedeuten, ab.

Der Nachtragsetat wird hierauf nach dem Beſchluß
antpag gegen die Stimmen der Unabhängigen angenommen.

Was wir den Städtern

Sehr bedauerlich iſt der neue Streik im

ſelbſtverſtändlich au

allen dieſen Anträgen Redner ihrer Partei ange-

auch mit den Penſionsverhält-Peni deutſcher Ballſpielvereine. Als Vorort
Abg. Lauxant (U. S.): Wir lehnen das Gehalt des gewählt. Zum Vorſitzenden wurde Runge wiedergewählt, außer-

weil wir dieſen Poſten v nur für
Ebenſo wie a Sportbehörde für Athletik ſtatt. Die nächſte deutſche Meiſter-

Bei der zweiten Beratung des Notetats werden die imSpezigletat des Auswärtigen MNntes als Veihilfe zur Verbeſſerung

der Einrichtungen für das wirtſchaftliche Auslandsnachrichten-
weſen zunächſt geforderten 250 000 Mk. ohne Erörterung be
willigt.

Haushalt des Reichsminiſteriums des
g. nierhaltung des Reichsluftam:es 50 900

r Berichterſtatter
Abg. Becker Heſſen (D. Vp.) verweiſt darauf, daß auf den

Flugplätzen Adlershof und Döberitz noch viele Soldaten unpro-
duktiv beſchäftigt ſind, ſtatt demobiliſiert zu werden.

Abg. Erſing (Ztr.): Auf den beiden Flugplätzen werden für
Offiziere und Mannſchaften jährlich 50 Millionen ausgegeben,
weil dieſe Offiziere und Mannſchaften ſich mit aller Macht gegen

nnern werden
k. angefordert.

hat den Viehpreis unendlich in die ihre Demobilmachung ſträuuten.
Die ſtädtiſche Bevölkerung wird vielleicht auf

i ein Erſatzkann höchſtens durch die Einfuhr der uns von der Entente zuge

Abg. Dr. Rieſſer (D. Vp.) fragt, wo bei alledem der Rech-
nungshof bleibe.

Reichswehrminiſter Noske: Es iſt richtig, daß ſich im Mili-
tärdienſt noch eine ganze Anzahl Perſonen befinden, an deren
Weiterdienen das Reich tatſächlich kein Intereſſe hat. Jn der
Hauptſache iſt dies zurückzuführen auf eine Verfügung des
Prinzen Max von Baden, wonach jeder Heeresangehörige das
Recht hat, bei ſeinem Truppenteil noch 4 Monate in der Kaſerne
zu bleiben, falls er inzwiſchen keine Arbeit gefunden hat. Wäh-
rend anfangs bei den Leuten ſich durchweg ein unwider
u Drang zeigte in die Heimat zu kommen,ſt inzwiſchen, da ſich herausſtellte, daß Arbeitsmangel vorhanden
iſt, die Neigung zur Entlaſſung bedeutend geringer geworden.
Die Friſt von 4 Manaten läuft nun allmählich ab, und es wird

J ihre Junehaltung gedrungen werden.ffentlich beſſert ſich unſer Wirtſchaftsleben bald ſo, daß die
rbeitsgelegeirheit zunimmt, dann müſſen ſich auch die Verhält

niſſe in oen Stagtswerkſtätten beſſern. Auch hier haben ſich, das
muß offen ausgeſprochen werden, in einer Anzahl von Betrieben

abſolut unhaltbare Zuſtände
vausgebildet. Doch kann ich wieder mitteilen, daß ſich die

age in ben beiden Reichswerſten beträchtlich gebeſſert hat. Jn
Kiel wie in Wilhelmshaven wächſt die Zahl der Arbeitsaufträge,
auch die Arbeitsleiſtung, die anfänglich recht minimal
war, nahm beträchtlich zu. Am erſten Revolutionstage erklären
die Arbeiter, daß ſie ſich von nun ab weigerten, auch nur einen
Handſchlag zur Herſtellung von Kriegsmateriol zu tun. Nach
einer oberflächlichen Berechnung wurden 100 000 Markt e n
Tag an Lohn gezahlt, ohne daß irgeno eine Arbeitsleiſtung dafür
gewährt wurde. (Hört, hört! vechts.) Die Umſtellung der Be

triebe auf Friedensarbeit wird vorgenommen werden, das nimmt
aber Zeit in Anſpruch. Jnzwiſchen haben ſich die Dinge ge
ändert. Aber trotz alledem müſſen wir uns darüber klar ſein,
daß uns die Betriebe, auch nach ihrer Unſtellung auf Friedens
arbeit, noch geraume Zeit beträchtliche Zuſchüſſe koſten
werden. Ein pnar Worte, um auch darüber Wiarheit zu ſchaffen
über die Zuſtände in den Spaundauer Betrieben. Zur
Leitung dieſer Werkſtätlen hat ſich am erſten Revolutions age
eine ſozialiſtiſche Generaldirektion gebildet, die
aus 11 Arbeitern und 8 Angeſtellten beſteht. Man hat es er
veicht, daß dieſe 11 Arbeiter ſämtlich Unabhängige ſind. Jn
dieſem Beiriebe ſind im Januar 42 000 Mark ausgezahlt worden,
dagegen ſteht eine Arbeitsleiſtung, die abſolut anormal genannt
werden muß. Es muß ein verſtändnisvolles Zuſammen
arbeiten zwiſchen den Behöroen und den Betriebs-
räten herbeigeführt werden, zumal ein ſehr großer Teil der
Spandauer Arbeiter durchaus verſtändig und ruhig iſt und den
lebhaften Wunſch hat, ſobalo wie möglich wieder arbeiten zu
können. Aber ſie ſind, wie mir geſtern erſt eine Deputation
erklärt hat,

durch den Terror zum Streik gezwungen
worden. Man hat ſogar eine Abteilung zum Streik

in der künſtliche Gliedmaßen für unſere r her
geſtellt werden. Jn den nächſten Tagen ſoll der Regierung von
der Arbeiterſchaft der ſtaatlichen Waffen- und Munitions- Werk
ſtätten ein Ultimatum Es heißt in dieſer Reſo
lution u. a. „Die Arbeiterſchaft erblickt in der Aufſtellung von
FreiwilligenVerbänden eine Vergeudung von Stagtsgeldern.
dir werden die Waffen und Munitionsherſtellung

verweigern, falls nicht bis zum 8. April eine nur aus der
Arbeiterſchaft geſchaffene Volks wehr gebildet iſt. Jch kann
ſchon heute feſtſtellen, daß dieſem Anſuchen Sieg
nicht entſprochen werden wird, und daß ich dem Streik in den
Waffen- und Munitionsſabriken mit der größten Ruhe
entgegenſehen werde, aber ich werde dafür ſorgen, daß für

die Streiktage nicht ein r wird. Miriſt aus den Reihen der Arbeiterſchaft noch der Wunſch übermittelt
worden, man möchte die Staglsbetriebe möglichſt bald
auf Friedensarbeit umſtellen, damit die Arbeiterſchaft
wieder prwouktiv arbeiten könne.

Abg. Hoch (Soz.): Wir hoffen, daß die bevorſtehenden Ver
handlungen zu einer Verſtändigung zwiſchen den Reichz-
behörden und den beteiligten Arbeitern führen.

Abg. Mumm (Dn.): Noske hat ein erſchütterndes Bild von
der Verſchleuderung von Reichsgeldern gegeben.Warum iſt nicht ſchon früher dagegen ſcharf eingeſchritten worden

Abg. Hartmann- Berlin (Dem.): Möge Noske dafür ſorgen,
daß in den Staatsbetrieben die Koglitionsfreiheit tat

ſächlich geſchützt und gewährleiſtet wird.
Miniſter Noske: Dem letzten Wunſche des Vorredners werde

ich ſelbſtverſtändlich mit allen Mitteln Rechnung zu tragen ver
ſuchen.

Der Notetak, ſowie der Haushalt der Schuh
gebiete wird in zweiter Leſung nach kurzer Erörterung an
genommen. Jn dritter Leſung wird der Nachtragsetat

und der Notetat ohne Erörterung angenommen. DieKrankenkaſſenverordnung wird a
Tagesordnung abgeſetzt.

kurzer Debatte von der

Der vom Präſidenten Fehrenbach darauf vorgeſchlage

äuſeren und vielleicht auch inneren Lage. Das Haus beſchließt
Vertagung bis Mittwoch, den 9. April mit der Ermächtigung für
den Präſidenten, eventuell auch früher wieder zuſammenzurufen,

Schluß nach 1 Uhr.

„H. S. “-Sportberichte
Tagung der deutſchen Sportbehörde
(Drahtbericht des „H. Z. Sport mitarbveiters.)

Leipzig, 29. März.
Im Hotel „Palmbaum“ in Leipzig tagte heute die Deutſche

Sportbehörde für Athletik. Vertreten ſind ſämtliche Landesver-
bände mit Ausnahme des baltiſchen und des ſüdoſtdeutſchen Ver

bandes. Der Vorſitzende Runge eröffnet um 7 Uhr abends die
Verſamanlung im Namen des Reichsausſchuſſes. HädickeHalle

die Erſchienenen im Namen des Verbandes Mittel
wird Berlin wieder

begrüßt

dem fand die Wiederwahl ſämtlicher Beamten der Deutſchen

ſchaft ſoll in Nürnberg ausgetragen werden, und zwar am
24. Auguſt. Die nächſte Wahlverſammlung findet in Stuitgart
ſtatt. Eine grohe Anzahl von Anträgen liegt vor, die bei Schluß

der Redaktion noch zur Srörterung ſtehen. Wir werden über
dieſe Verſammlung noch näher berichten.

die i
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Die Vollverſammlung der Landwirtſchaftskammer
Keine Serſtüchkelung der Provinz Sach en! Die Exiſtenzbedingungen der Landwirtſchaft

Zweiter Bericht.
Halle, 29. März.

Jm weiterer Verlaufe der geſtern abgehaltenen Vollſitzung
der Landwiriſchaftskammer für die Provinz Sachſen nimmt
Exgellenz v. Trotha das Wort und proteſtiert gegen die
Zerſtückelung Preußens. Er dankt dem Vorſtand, daß er für
die Unverſehrtheit des preußiſchen Vaterlandes eingetreten iſt.
Unſer politiſches Empfinden, unſer vaterländiſches Herz empört
ſich aufs äußerſte, wenn wir daran denken, daß die Provinz
Sachſen zerſplittert werden ſoll. Was bedeutet dies alles für
unſere Provinz Die beſtehenden Verwaltungen und die Re
gierungsbezirke werden auseinandergeriſſen, die Landesverſiche-
tungsanſtalt für die Provinz Sachſen, die Provingzialbank, die der
Kammer angegliedert ſind, die Landwirtſchaftskammer ſelbſt und
das ganze Genoſſenſchaftsweſen ſollen plötzlich zerteilt und zer-
ſtört werden. Dies alles bedeutete eine große Gefahr
t unſere Landwirtſchakt. Von einem Mitgliede wirdie Frage Großthüringen erörtert. Man nennt Erfurt
als Hauptſtadt. Redner bittet die anweſenden Herren von
der Provinz Erfurt, der gegenwärtig ſtark betriebenen Propa
ganda mit Nachdruck entgegenzutreten. Gutsbeſitzer Arn
ſtadt Großvargula iſt der Anſicht, daß ſich nur ein gewiſſer
engerer Kreis für die Zerſplitterung einſetzt. Wir Landwirte
aus dem Regierungsbezirk Erfurt betent Redner wollen
Preußen ſein und bleiben, ſchon ans politiſchen, wirtſchaftlichen
und finanziellen Gründen. Mit Beifall werden die Worte auf-
gencemmen. Landrat a. D. Winckler richtet den Appell an
die Verſammlung, die Landvirte ſollten an erſter Stelle dafür
eintreten, daß es in der Frage beim Alten bleibe. Die Pflege
der Landwirtſchaft kann andernfalls niemals in ſo erfolgreicher
Weiſe betrieben werden, als es in der Provinz Sachſen b'aher
erfolgt iſt. Noch weitere Redner ſprechen ſich in gleicher Weiſe
aus. Hierauf nimmt Cberpräſident von der Schulenburg
das Wort und drückt ſeine Freunde darüber aus, daß die Land
wirtſchaft in der Frage einig iſt und gegen die Aufteilung und
Zerſtückelung Prenßens eintritt. Auch die Stadt Erfurt
will, bis auf einen kleinen Teil. bei Preußen bleiben. Auf Um-
frage bei den Handels und Handwerkskammern bat man ſich
auf den gleichen Standpunkt geſtellt; wir ſind Preußen und

wir wollen Prenſten bleiben!
Die Proſekte, die die preußiſche Regierung zurzeit verfelgt, ver
dienen beſonderes Jntereſſe. Denken wir beſonders an den
Van des Mittellandkangals. Ziehen wir alles zuſammen
und denkt Erfurt an die Schäden, die es zu tragen hat, ſo iſt die
Zertrennung Thüringens wirtſchaftlich ein abſoluter Fehlſchlag.
Ich kann es nur mit Freuden begrüßen, wenn Sie dafür ſind,
keinen Fußbreit preußiſchen Boden abzugeben, und darf Sie
wohl bitten, an dieſem Standpunkt
Großthürincenfrage eine Löſung finden. (Bravo!) Jn einer
Entſchließung, die zu dem Gegenſtand einſtimmig angenommen
wird, iſt u. a. geſagt: Als geſetzlich berufene Ver
treterin der geſamten Landwirtſchaft Sachſens
erhebt die Verſammlung ihrerſeits erneut
Proteſt gegen die Abſplitterung von Gebiets-
teilen der Provinz Sachſen und verlangt, daß
das durch ein Jahrhundert hindurch bewährte
Zuſammenagrbeiten der provinzialſächſiſchen
Landwirtſchaft auch für die Zukunft ſicher-
geſtellt bleibt.

Ueber den
Ubban der Zwang wirtſchaft

und Erhöhung der Preiſe für landwirtſchaftliche Produkte, refe
riert Landrat Dr. v. Helldorſf. Der opfeefeceud. gen Tat-
kraft der Landwirtſchaft iſt es zu danken, daß d deutſche Volk
vor dem Hungecnode geſchützt werden kokunte. Wenn von land
wirtſchaft-ſeindlicher Seite unſeren Lrndniecen der Vorwurf ge
macht worden iſt, ſie hätten nicht reſtlos ihre Pflicht erfult, ſo
ſtimmt mir wohl jeder Landwirt zu, wenn ich ſage, daß es ein
Verbrechen am deutſchen Volke geweſen wäre, wenn nicht jeder
Landwirt dieſe ſeine Pflicht erfüllt hätte. Unter welchen Er
ſchwerniſſen hat der Landwirt arbeiten müſſen! Wenn das Aus
land uns verſprochen hat, uns mit Lebensmitteln bis zur neuen
Ernte zu unterſtützen, ſo werden trotzdem die Landwirte tun
und tun müſſen, was in ihren Kräften ſteht. Redner tritt
energiſch ein für eine ſofortige Aufhebung der Zwangswirtſchafl,
die in der folgenden Entſchließung zum Ausdruck gebracht wird:

„Die 24. ordentliche Vollverſammlung der Landwirtſchaſts-
kammer hält die Zeit für gekommen, um mit der ſofortigen
Beſeitigung der Zwangsbewirtſchaftung zunächſt von Hafer,
Heu, Stroh, Gemuiſe, Obſt und Eiern vorzugehen, und
empfiehlt, der Aufbringung der übrigen land wirtſchaftlichen
Produkte, insbeſondere der Kartoffeln, nach dem Syſtem
Roeſicke näher zu treten. Sie hält es im Jntereſſe der
Hebung der Produkktion für unbedingt erforderſich, daß auch
dem Abbau der Zwangswirtſchaft in allen übrigen landwirt-
ſchaftlichen Produkten nähergetreten wird ſobald es die Ver
hältniſſe nur irgendwie geſtatten. Sie ſpricht ferner die Er
wartung aus, daß auch die Kriegsgeſellſchaften bei der Be
wirtſchaftung land wirtſchaftlicher Produkte ſobald als möglich
beſeitigt und nicht etwa im Jntereſſe der Weiterführung ihrer
Ex ſtenz mit neuen Aufgaben betraut werden. Mit Rüfſicht
auf die auf allen Gebieten eingetretene Vertenerung der Pro
onktion hält ſie eine ſoefortige Erhöhung der Preiſe für land
wirtſchaftliche Produkte für unbedingt erforderlich.

Jm weiteren Verlaufe der Sitzung ſpricht Landesökonomie-
eat Dr. Nabe über die Aufgaben zur

Förderung der Produftion
W die Verſammlung nimmt einſtimmig die folgende Reſo-
ution an:

„Die Landwirtſchaftskammer für die Provinz Sachſen
ſteht auf dem Stondpunkt, daß eine nachhaltige Förderung der
Landwirtſchaft durch den Staat nur zu erzielen iſt, wenn die
zu ergreifenden Maßnahmen den einzelnen Bundesſtagten
überlaſſen bleiben. Sie verlangt, daß alle Aufgaben zur För
derung der Produktion in Preußen wie vor dem Kriege
wieder dem Miniſterium für Landwirtſchaft,Domänen und Forſten reſt'os überwieſen werden. So-
weit es ſich hierbei um Maßregeln handelt, welche die geſamte
deutſche Landwirtſchaft betreffen, müſſen dieſelben in die
Hände des Reichswirtſchaftsamtes gelegt werden.

Hieran anſchließend behandelt Molkerei-Jnſtruktor Kirſten
in ausführlichen Worten den Abbau der Zwangsbewirtſchaftung
von Milch und Butter und führt ans:

Die in der Landwirtſchaft ſtellenweiſe immer lauter wer
denden Hlagen über die Zwangsbewirtſchaftung von Milch und
Mokkereierzeugniſſen werden begründet mit dem den Landwirt
ſchaftsbetried bedrückenden Zwangsanſchluß an die
Molkereien, und damit, daß die Preiſe füd Milch und
Butter nicht in Einklang ſteben mit den Er
zengungskoſten, ſondern durch Höchftpreisverordnungen
niedrig gehalten werden und vor allen damit, daß der Preis für
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feſtzuhalten, dann wird die

denſelben aufgeſtellten Richtlinien erfüllt werden.

Dieſe Richtlinien ſagen, daß den Landwirten von den Molkereien
ein angemeſſener Milchpreis gezählt werden mufßz, und
daß die Molkereien genügende Mengen gute Magermilch zurück-
geben. Die Anſchluß verhältniſſe liegen in der Provinz Sachſen
ſehr verſchieden. Die geſammelten Erfahrungen lehren, daß die
Zwangs lieferung der Milch an die Moltereien
die einzige Möglichkeit bot, die Milch- und
Fett verſorgung auf der jeweiligen Höhe zu er
halten. Urſprünglich baute ſich die Fettverſorgung auf der
bereits beſtehenden Morkerciorganiſation guf. Jetzt, wo die
Milchanlieſerung infolge der immer ungüriſtiger gewordenen
Erzeugungsverhältniſſe auf einen Bruchteil zurückgegangen iſt,
würde die Beſeitigung der „zZwangslieferung eine ſo große
Schwächung der Molkereien 'bedeuten, daß es ſich für viele gar
nicht mehr lohnen würde, ihren Betriecb aufrecht zu erhalten. Be
denkt man, daß die Molkereien die einzigen noch anzapfbaren
Milchquellen der ſtädtiſchen Milchverſorgung ſind, denn die früher
faſt ausſchließlich daran beteiligten ſog. Abmelkwirtſchauften ſind
größer eng zuſammengebrochen, ſo würde die Beſeitigung
es Zwangsanſchluſſes gleichbedeutend ſein

mit dem völligen Zuſammenſtürzen der RNilch-
verſorgung unferer Großſtädte und Jnduſtrie-
gebiete. Hierüber ſind ſich alle Sachverſtändigen einig.

Es fragt ſich nur, wie iſt die Abgabe der Milch an die
Molkereien auch weiterhin dem Landwirt noch einigermaßen
ſchmackhaft zu machen, und wie ſind die in verſchiedenen Kreiſen
beobachteten Auſſaäſſigkeiten, welche den Charakter von Streiks
annehmen, im Jntereſſe der Allgemeinheit zu vermeiden oder
hintanzuhalten Und da ſpielt die Preisfrage die ausſchlag-
gebende Rolle. Hier muß vorausgeſchickt werden, daß der
geltende Erzeugerhöchſtpreis von 44 Pfg. für
1 Liter Milch für große Gebiete der Propinz
Sachſen auch nicht annähernd ausreicht, die Er
zeuqungskoſten zu decken.

Wenn trotzdem die Milchanlieferung an Molkereien keine
ganz ungünſtige iſt, ſo liegt dies daran, daß hierbei ſehr viclke
mittlere und kleine Milchwirtſchaftsbetriebe beteiligt ſind, in
denen die Einſchränkung der Milſchviehhaltung und der Rück-
gang der Milcherzeuqung verhältnismäßig geringer iſt als in den
größeren Wirtſchaften. Es kommt darauf an, dieſe Lieferanten
lieferungsfreudig zu erhalten. Aber gerade dieſe ſind es auch,
weſche am ſchwerſten zu belehren ſind und welche nur bei ent-
fwrechendem Entgegenkommen ihrer Vflicht eingedenk bleiben.
Wenn bei der Belieferung der Molkereien vorerſt nur ver-
einzelt der Streik ganzer Ortſchaften beobachtet wurde, ſo iſt
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triebsfähigkeit der Stickſtoff-Fabriken durch regelmäßige Zufuhr
an Kohlen und durch die dauernde Aufnahme der Arbeit ſeitens
der Beleg ſchaften geſichert wir.d Die ungeſtörte Förderung von
Kohlen und die genügende Wagengeſtellung für die Lieferung
von Düngemitteln liegt ſowohl im Lebensinterſſe der Landwirt
ſchaft als auch vor allem in demjenigen der geſamten werk-
tätigen Bevölkerung. Bezüglich der Belieferung mit Phosphor
ſäure verlangt die 24. ordentliche Vollverſammlung die reſtloſe
Zuführung des linksrheiniſchen

Thomasmehle an die Lanewirtſchaft
Sie erſucht den Vorſtand ferner, bei der Regierung dahin vor
ſtellig zu werden, daß ſie mit dem Auslande, vor allem mit
Frankreich, Jtalien und den Vereinigten Staaten von Amerika,
wegen der Lieferung von Rohphosphaten an die deutſche Super
phosphat-Jnduſtrie ſchleunigſt in Verbindung treten möge und
ſo uns die deutſchen Südſeeinſeln mit ihren großen Phosphat-
lagern zurückerſtattet werden.

Zur Fraçge der Einfuhr von Getreide und Futtermitteln
nimmt das Wort Direktor Roderwald, Berlin, und führt
zum Beifall der Anweſenden aus, daß neben der Einfuhr von
Lebensmitteln, die uns von der Entente geliefert werden ſollen,
auch an die

Einfuhr von Futtermitteln
gedacht werden muß. Die Verſammlung faßte ihre Anſicht in
folgende Entſchließung zuſammen:

„Die 24. ordentliche Vollverſammlung verkennt durchaus nicht
die Schwierigkeiten, in denen ſich die deutſchen Unterhändler bei
der Frage der Verſorgung Deutſchlands mit Lebensmitteln durch
die Entente befunden haben, nämlich: eine ſchleunige Lieferung
großer Mengen Lebensmittel ſicherzuſtellen, noch ehe ein Friedens
abkommen getroffen iſt. Das Ergebnis der Verhandlungen zeigt
indeſſen, daß die feindlichen Länder zur Durchführung der
Lebenshaltung faſt ausſchließlich fertige Lebensmittel liefern,
während vor dem Kriege die Herſtellung der Lebensmittel, wie
Fleoiſch, Fett, Milch, Butter in der Viehhaltung der deutſchen
Landwirtſchaft mit Hilfe des Bezugs ausländiſcher Futterartikel
erfolgte. Auch ſollen jetzt an Stelle der im Frieden bezogenen
Oelſagaten, welche ſowohl der großen deutſchen Oelinduſtrie
lohnende Beſchäftigung gaben, als auch dem deutſchen Verbrauch
große Mengen Oel und Speiſefetit, ſowie der Landwirtſchaft
große Mengen von Oelkuchen lieferten, nach dem Abkommen
lediglich pflangzliche und tieriſche Oele und Fette geliefert werden.

Während die deutſche Mübleninduſtrie vor dem Kriege neben

dies darauf zurückzuführen, daß in allen Verſammlungen und
Einaeſberatungen die Notwendigkeit der Milvabgnbe an die n

die Vermahlung deutſchen Gereides angewieſen iſt, werden lautMyolkereien betont wurde, anderſeits aber auch ein Eintreten fſir
die berechtigten Forderungen der Landwirtſchaft zugeſichert
wurde. Cine der wichtigſten Forderungen waren die

höheren Preiſe für Mo'kereierzengviſſe.
Dieſe Wünſche der Landwirtſchaft ſind den Bentralſtellen

wiederholt vermittelt worden. Die ablehnende Meinung der
Verhraucher hat jedoch bei den einſchlögigen Verhandlungen den
Anusſchlag gegeben und in Anbetracht deſſen ſind die neuerd'ngs
wieder vertretenen Forderungen der Landwirtſchaft auf das
Mindeſtmaß beſchränkt worden, den für die Mehrzahl der
vrovinzialſächſiſchen Landwirte nur auf demPaviere ſtehenden Erzenugerböchſtoreis für
Volkmilch gleich mäßig allen Erzeugern zu
kommen zu laſſen, d. H. nicht bloß die direft belieferten
Milchh?udler und Städte, ſondern auch die Molkereien in
den Stand zu ſetzen, dieſen Preis an ihre
Lieferanten anszahlen zu können.Der Preis der Mylkereimilch beträgt durchſchnittlich nur
88 Pfo., weil die Preiſe für Bitter und Onark und für die von
den Molkereien abgegebene Milch ſo bemeſen ſind, daß nach Ab
zug der immer mehr geſtiegenen und noch weiter ſteigenden Um-
koſten der Moffereien keine höhere Verwertung der Möſch hHer-
anskommt. Es müſſen unbedingt die Preiſe fürMolkereierzenugniſfſe eine geringe Erhöhung
erfahren, wobei es nicht nötig wäre, den Erzeugerhöchſtpreis
für Noſſlmiſch gleichfalls beraufzuſetzen.

Den Städten mag es unbenommen bleiben, im ntereſſe
einer geregelten Milchverſorgung für die ſog. Vorzugsmilch
größerer Güter entſprechenden u für die beſondere BVe-
handfung ſolcher Milch an den Erzeugungsſtätten zu bewijſſigen.

Eine entſprechende Geſtaktung der Preiſe für Molkercei-
erzeugniſſe herbeizuführen, iſt dringend erforderlich, um den ſonſt
nunabwendbaren, ungeſcetzlichen, eigen mächtigen Abbau des
Zwangsanſchluſſes und damit den unvermeidlichen Zuſammen-
bruch der Milchrerſorqung der Bevölkerung vorläufig aufzu-
hakten. Nur unter dieſer Vorausſetzung kann für die Mehrzehl
der Molkereien die Bürgſchaft übernommen werden, daß die
Landwirte weiter ibre Milch an die Moffereien abliefern

Nach dieſem Vortrag faßte die Verſammlung folgenden
Beſchuß:

„Aus weiten Gebieten der Provinz Sachſen wird ſchon ſeit
langem Klane geführt ſiber die mit der Zwangswirtſchaftung von
Milch und Butter verbundenen Kärten. Die Klagen beziehen
ſich insbeſondere auf die durch Höſbſtpreisverordnungen miedrig
gehaltenen und mit den Erzengungsfoſten lange nicht in Ein-
klang ſtehenden Preiſe für Miſch und Moſkereieraenoniſſe, ſowie
auf den Zwangenn ſchluß an Mokkereien,
ſchemaliſch durchgeführt iſt und auf die Eigenart der örtlichen
Verhältniſſe viel zu wenig Rückſicht nimmt. Die Landwirt
ſcagftsfammer iſt ſich deſſen bewußt, daß bei der Knavppheit von
Milch und Better die Verſorgung der Städte und m arſtrie-

der Ausmahlung des deutſchen Getreides in erheblicher Weiſe
durch die Vermahlung gusländiſchen Getreſdes beſchäftigt wurde,
und heute bei dem Rückgang der deutſchen Ernte um ſo mehr auf

Abkommen gegen die erſte Rate erhebliche Mengen Mehl an
Stelle von Getreide eingeführt. Damit entſteht die Gefahr,
daß auch bei ferneren Monatsraten von der Entente und den
neutralen Staaten an Stelle von Getreide künftig nur Mehl
geliefert wird.

Die Vollverſammlung richtet daher an den Vorſtand das
dringende Erſuchen, an maſgebender Stelle dafür eintreten zu

wollen, daß ſowohl auf handelsvolitiſchem, als auch finanz- und

der vielerorts gang

gebirte der Provinz vor allen mit Kindermiſch vorläufig nur
unter HKeranziehnng und Ausnußung der gat organiſierten
Molkereibefriebe aufrecht erholten werden kann, jedoch muß nach
wie vor gefordert werden, daß der Molkerejanſchluß den Land
wirtſchaftebetrieb nicht unnötig belgſtet und daß nur dort der
Hwonoesan ſcharf noch weiter gufrecht erhalten bleibt wo alle für

nicht. und das iſt übevall dort der Fall, wo die Miſchabggbe an
Molkereien eine gngemeſſene Pettowerwertung der Miſch bringt,
oder wo ſibermäßig bohe Anfuhrkoſten der Miſch enktſteben und
dem Landwirt zur Laſt fallen, oder wo endlich keine Gewäßr für
die Rückegbe genüoender Mengen mer Magermiſ-h geboten
werden kann. ſo iſt der Awangaon ſchluß unverzſolſch au be
ſeſtigen. Die Preſſe fſiir Miſch und Moſfereierzengniſſe
bedſirfen dringend einer Erßöhung, vor allem aber einer An
näberung an die Erzengungsfoſten, wobei im Jmfereſſe der frei-
wiſſigen oder mee iſen Abegbe der Miſch an die Moſfereien
der von den Wolkereien zu zoßlende Miſchpreis dem Erzenger-
höchſtwreſs möglichſt gleichzuſteſſen iſt. Die Preiſe für Molkerei-
erzenoniſe ſind dementſprechend zu geſtalten

Ueber das Thema Düngemit c ſoricht Dr. Piefſch und
weiſt mit allem Vachdruck auf die ſchweren Gefaßren bin, welche
der Landwirtſchaft gus der gänzſich nnenreichenden 2ufuhr in
künſtſichen Stickſtoff- und vßosphor haltigen Dönoemftteln er
wachſen. Die notwendige Folge muß ein ſtarker Rückgang derdie an Mofkoreien abgegebene Milch weit unter dem geltenden fammenden Ernte und damft eine bedrohliche Geffhrdung der

Erzengerböchſtoreſſe von 44 Pfg. liegt. Was zunächſt den
Zwangsanſchluß anbelangt ſo ſind ſeinerzeit ron hier aus

untere denen diet worden
ſchluſſes für möglich gehalten wurde.

Volfaerr rung ſern. Auf ſeine Darlegungen wird folgende

e r een Stickſtoff Fannte durch die einßeimiſSe
Eroduktion in vollem Umfange gedeckt werden, wenn die Bee

Goſchieht dies

trwansvporttechniſchem Gebiete Vorkehrungen getroffen werden,
daß in der Folge zum

Wiederaufban der deutſchen Viebzucht
und Hebung der deutſchen Landwirtſchaft auch Futterartikel ein-
geführt werden, aus denen die deutſche Landwirtſchaft ſelbſt
Lebensmittel herzuſtellen und die dauernde ſichere Verſorgung der
Bevslkerung zu übernehmen hat. Sie weiſt darauf hin, daß
die heimiſche Erzeuanng an Futtervflangen nur dann eine er
giebie und vorteiſhafte Verwendung finden kann, wenn ſie durch
die Einfuhr eiweißreicher im Auslande im Neberfluß vor
baemener Futtermittel erqgänzt wird. Aych fordert ſie, daß an
Stelle von pflanz lichen Oelen die Einfuhr don Oelſagaten ſtart-
findet. um die Arbeiter der deutſchen Oelinduſtrie und das darin
feſtgelerte Kapital zu beſchäſtigen und der Landwirtſchaft aus
den Reſtbeſtſinden Futterartikel zu liefern. Ebenſo iſt auch an
Stelle von Mehl die Einfuhr von Getreide vorzuſehen, um der
deirtſchen Landwirtſchaft Futterartikel und der Mühleninduſtrie
Beſchäftionno zu gewähren.

Dr. Felber berichtet hierauf ber
die geplante Steuerbelaftung,

die den Landwirten in Ausſicht ſtehen. Es handele ſich um Be
ſteuerum von Vermögen und Einkommen. Man muß ſich
darüber klar ſein, daß der Landwirt nicht ſo hat arbeiten
können, wie er wollte Es hat ihm an Futter- und Düngemitteln
gefehlt. Die von der Verſammlung hierzu angenommene Ent-
ſHließung lautet:

„Die Vollverſammlung der Landwirtſchaftskammer ſpricht
dem Vorſtand ihr Einverſtändnis aus zu den Schritten, die er
gegen die von der derzeitigen Regierung geplante erneute
ſchwerſte Belaſtung des Beſitzes mit direkten Steuern unter-
nommen hat und hält es für ihre Pflicht, öffentlich darauf hin
zuweiſen, daß die Durchführung der vorgelegten und noch in
Ausſicht geſtellten Steuerentwürfe das landwirtſchaftliche Ge-
werbe bis in ſeine Grundfeſten erſchüttern und
die Produktionsfreudigkeit der Landwirtſchaft lahm
legen muß. Damit wird es aber der deutſchen Landwirtſchaft
unmöglich gemacht, die Ernährung des deutſchen Volkes in dem
Maße durch die heimiſche Produktion ſicherzuſtellen, wie es in
Rückſicht auf die geringe Kaufkraft unſeres Geldes im Auslande
unbedingt notwendig iſt; auch dürfte damit die Hoffnung zu
begraben ſein, daß Millionen von beſchäftigungsloſen Jnduſtrie-
arbeitern fortan einen auskömmlichen Unterhalt als Arbeiter
oder Anſiedler in der Landwirtſchaft zu finden vermögen.

Die Vollverſammlung erſucht den Vorſtand, den Ausſchuß für
Buch führung und Steuerwe'en mit der weiteren Prüfung der
neuen, zum Teil noch nicht veröffentlichten Steuergeſetze be
traten und alle ſich dabei notwendig erweiſenden Schritte unver-
züglichſt veranlaſſen zu wollen; im beſonderen erſcheint es ge
boten, quf den Minderwert hinzuweiſen, den die Privat
for ſten durch die Kriegsbewirtſchaftung erlitten haben und der
Gefabr zu begegnen, daß denfenigen Land- und Forſtwirten, die
Kriegsanleihen unter Verſchuldung ihres Veſitzes er
worben haben, daraus irgendwelche Nachteile entſtehen.“

Jn ausführlichen Worten berichtet denn Herr Schurig
über die Umwälzung in der Land wirtſchaft. Redner ſpricht
von den Arbeitskräften, Lebensmitteln, Löhnen
und behandelt die Wohlfahrtseinrihtungen in der
Land wirtſchaft. Redner iſt der Anſicht, daß die Landwirte als
Arbeitoeber nur weiter kommen können, wenn ſie mit den land
wirtſchaftlichen Arbeitern einig geben und betont: Jn der
2tnesfrage ſteben wir mit den Arbeitern noch nicht am Ende.
Die Revolution hat alles Gute über den Haufen geworfen. Wir
ſind bisher ſtolz geweſen auf unſeren Stand, war doch das Ver
bältnis der land wirtſchaftlichen Arbeiter zu ihren Arbeitgebern
ein am andercs, als man es im Jnduffriegewerbe fand. In
der Wohlfahrtseinrichtung muß beſonders darauf geachtet werden,
daß den Landleuten, die Kleintier baben, die Schweineverſiche-

W e ri Schlu r Verſammlung ging noch ein ein,
ſich mit der ſüdlichen Linienführung des Mittellandkanales be
faßt. Die Verſammlung unterſtüst den hierzu vorgelegten An
tag Begen 352 Uhr wird die Sihung geſchloſſen
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Die Kapitalertragſteuer
Die Kapi die ſeht im Entwurf des Reichs

adamts vborliegt, ſoll den Gedanken verwirklichen, daß das
arbeitsloſe Renteneinkommen in höherem Maße zur Tragung der
Steuerlaſten herangezogen wird, als das evarbeitete Einkommen.
Es für eine ſolche Mehrbelaſtung neben allgemeinen
ſogiglen Erwägungen Geſichtspunkte der ſteuerlichen Gerechtigkeit
und der Leiſtungsfähigkeit. Noch weniger wie früher kann jetzt
im neuen Deutſchen Reiche Platz ſein für die bloßen Nutznießer
der Volkswirtſchaft, deren Tätigkeit ſich auf das Verzehren der
von anderen erarbeiteten Güter beſchränkt. Deren Einkommen
ſoll durch das neue Geſetz mit einer Steuer von nicht weniger
als 10 Prozent vorab belaſtet werden, ein Steuerfuß, der in
dieſer Höhe als Vorbelaſtung weder in der bundesſtaatlichen noch
außerdeurſchen Kapitalrentenſteuergeſetzgebung einen Vorgänger
hat, der aber auch wohl als Höchſtmaß ange ehen werden muß,
welches der unerläßlichen privaten Kapitalbildung noch den er
forderlichen Spielraum läßt.

Grundjätzlich werden alle Erträge von nutzbar angelegten
Kapitalien durch die Steuer getroffen. Die wichtigſten ſolcher
Erträge find:

Dividenden inländiſcher Aktiengeſellſchaften und Kommandit-
geſellſchaften auf Aktien, Kolonialgeſellſchaften und teilweiſe
Erträge von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ſowie
Ausbeuten von Gewerkſchaften,

Zinſen aus inländiſchen ſeſtverzinslichen Papieren (Reichs,
Staats und Kommunalanleihen, Pſandbriefen und Hypo-
thekenobligationen, Eiſenbahn und Jnduſtrieobligationen),

Sparkaſſenzinſen,
Kinen aus Bankguthaben,
Zinſen aus anderweiten Darlehen einſchließlich ſtiller Beteili

gung,
Hypothekenzinſen,
vererbliche Renten,
Wer ontveträge, ſoweit es ſich dabei um Kapitalgnlagen

zandelt,
Erträge aus Auslandskapital.

Auf eine einſeitige Belaſtung der Kuvons und Dividenden,
wie ſie vielfach zur Erwägung geſtanden hat, iſt verzichtet, weil
darin eine unbillige Begünſtigung aller anderen Formen der
Kapitalanlace, insbe'ondere des große Beträge ausmachenden
Hypothekenkapitals,
des Steuerſatzes je nach Art der Erträge hat man abgeſehen;
wenngleich z. V. die Beſitzer alter Staatsanleihen durch die Kurs
entwicklung ſeit dem Kriege einerſeits und durch die Geld-
entwertung andererſeits beſonders ſtark geſchädigt ſind, ſo iſt es
doch nicht angängig, ſie vor den Beſitzern von Kriegsanleihen,
deren Erwerb allerdings zum großen Teile in der Zeit des be
reits geſunkenen Geldwertes erfolgt iſt, zu bevorzugen, und
andererſeits vertragen auch die kapitaliſtiſchen Unternehmungs
formen, Aktiengeſellſchaften und die größeren (nur ſolche ſtehen
hier in Frage) Geſellſchaften m. b. H. doch nicht eine noch ſtärkere
Bolaſtung, weil die Rechtsformen der offenen Handelsgeſellſchaft
und Kommanditgeſellſchaft mit ihnen ſachlich in Konkurrenz
ſtehen und ganz von der Stener frei bleiben, da der aus ihnen
fließende Ertrag nicht als Kapitalertrag, ſondern als reines ge
werbliches Einkommen angeſehen wird, das nur der Gewerbe
ſteuer unterliegen ſoll.

Wirtſchaftliche Rückſichten haben zu Befreiungsvorſchriften
r wie ſie im Z 3 des Geſetzes ihren Ausdruck finden. Wenn

i den Kreditinſtituten (Banken, Sparkaſſen, Hypothekenbanken
uſw.) einerſeits der Depoſiten- oder Pfandbriefgläubiger von dem
ihm zufließenden Ertrag die Steuer zahlen müßte, und wenn
andererſeits auch die Kreditinſtitute ſelbſt für die Kavitalerträge,
die ihnen von kreditnehmenden Unternehmern, von Hvvotheken-
ſchuldnern uſw. zufließen, ſteuerpflichtig wären, ſo würde das
zwar nicht juriſtiſch, wohl aber wirtſchafilich auf eine Doppel-
beſteuerung hinauslgufen. Wirtſchaftlich ſind die Kreditanſtalten
nur Vermittler; ſie geben das ihnen von der einen Seite zu
fliehende Kapital nach der anderen Seite weiter. Wenn die er
wirtſchaftlich einheitliche Vorgang nun an zwei Stellen ſteuerlich
belaſtet würde, ſo müßte das, da die Kreditinſtitute gegwungen
wären, die hohen Steuerbeträge abzuwälzen, eine entſprechende
Verſchlechterung ihrer Zinsbedinqungen zur Folge haben; es
würde alſo ſchließlich der Depoſiten- und Sparkaſſengläubiger,
der Pfandbriefbeſitzer, doppelt getroffen werden. Als weitere
Folge müßte ſich dann ein Beſtreben ergeben, die Vermittlungs
anſtalten im Geſchäftsverkehr auszuſchalten, um dadurch Steuecrn
zu ſparen, was einen wirt'chaftlichen Rückſchritt bedeuten würde.
Alles dies iſt im Geſetzentwurf dadurch vermieden, daß die den
Banken uſw. zufließenden Erträge von der Steuer befreit ſind.
Auf die im Beſitz der Banken befindlichen Wertpapiere iſt die
Befreiungevorſchrift des S 3 nicht ausgedehnt. Bei langſichtigen
BVeteiligungen an anderen Unternehmen kommt aber eine Steuer
erſtattung nach S 14 in Frage

Von beſonderem Intereſſe iſt die Behandlung des deutſche
Kapitalerträge beziehenden Ausländers, die zu verwickelten
Vorſchriften im F 4 des Entwurfs geführt hat. Der leitende
Gedanke iſt, daß, wennſchon es aus finangiellen Gründen er
wünſcht wäre, die Ausländer, die aus Deutſchland Kapilglerträge
erhalten, zur Sleuer heranzuziehen, davon doch weitgehend ab
geſehen wird, aus Gründen unſerer augenblicklichen wirtſchaft
lichen Lage. Wir find gerade jetzt und für die nächſte Zeit auf
weitgehende Unterſtützung des Auslandes durch Kredite ange
wieſen, und müſſen alles vermeiden, was das Ausland von
Kreditgewährung abhalten oder auch nur verſtimmen könnte.

Die Steuer ſoll durch den Kapitaliſten getragen werden;
daher iſt eine Vereinbarung dahin. daß etwa ein Zinsſchuldner
die Steuer für den Gläubiger übernimmt, ausdrücklich für
nichtig erklärt 7).
Neu iſt die Art der Steuererhebung; der engliſche Grund

fätz der Steuererhebung an der Ouelle wird in be'onderer Weiſe
den deutſchen Verhältniſſen angepaßt (S8 Off.
Steuer aus Kapitaleinkommen iſt bisher wohl am wenigſten
zuverläſſig bei uns eingekommen; beſonders auf dieſem Gebiete
iſt durch unrichtige Deklaration viel geſündigt worden. Dem
tritt nun der Entwurf dadurch entgegen, daß er dem Zins- oder
Dividendenſchuldner vorſchreibt, die Sieuer für Rechnung des
Gläubigers zu zahlen, und ſie bei Auszahlung der Zinſen oder
Dividenden dieſem in Abzug zu bringen. Für einen andern
zahlt man die Steuer nicht ganz ſo ungern wie für eigene Rech-
nung; der Steuerzahler hat ſo kein eigenes Intereſſe an Hinter

ehung, es ſei denn, daß er mit dem Gläubiger betrügeriſch zu
mmenarbeitet: einen Mitwiſſer hat gber niemand gern, und ſo

wird im praktiſchen Erfolg die Kapitalertragsſtener eine der
wenigen Steuern ſein, die wirklich in vollem Umfang das bringt,
was ſie bri muß.

Bei Dividendenausrahlungen und Anleibezinſen werden die
als Steuer fälligen 10 Prozent des zur Aus'chſttung gelangenden

in einer Summe an die Steuerbehsrde abgeführt und
dem Gſäubiger in Abzug gebracht. Eine Wvrozentige Aktien
dividende wird alſo nur mit 9 Prosent tatſächlich dem Aktionär
entrichiet, und der 4vrozertige Zinsfuvon einer Anleibe erbriigt
tatſächlich nur 3,6 Prozent. Der Reſt geht als Steuer on den
Stagt, ohne daß der Glänubiger, auf deſſen Koſten die Steuer
gahlung erfolgt, ihn überßanvt zu Geſicht bekommen bat.

Bei anderen ſteuerpflichtigen Erträcen, z. B. Hypotßefen
ginfen, Darlehnszinſen, muß der Schuldner bei ſeder Aus
pablung dem Glävbiger eine ſchriftliche Mittellung davon machen,
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was a regelmehng ohnedtes geſchieht, und muß dieſe Mitteilung
mit einer Stempelmarke in Höhe des Steuerbetrags verſehen;
er braucht dann den Zinsbelrag nur um die Steuer gekürzt
auszuzahlen. Der Gläubiger ſieht hierbei, daßz, wenn ſchon er
weniger bekommt, der gekürzte Betrag aber doch richtig den Weg
egangen iſt, den er gehen ſoll, nämlich an den Stagt. So wirda der Verkehr ſelbſt kontrollieren, keſondere Ueberwachungs

maßnahmen ſind kaum nötig. Die Unbequemlichkeit der
Stempelmarkenbeſchaffung wird ſich leicht vermeiden laſſen für
alle Beſitzer eines Bankkontos; hier wird die den Zins aus
zahlende Bank, wenn ſie beauftragt wird, auch die PVerſtempelung
übernehmen. Die darin liegenden Annehmlichkeiten werden
manchen veranlaſſen, ſich ein Vankkonto zuzulegen, wodurch ie
fortgeſchrittenen Zahlungsweiſen durch Ueberweiſung oder
Scheck erwünſchterweiſe gefördert werden.

Bei Erträgen aus ausländiſchem Kapital und Wechſeldiskont-
beträgen, ſoweit es ſich dabei um Kapitalanlagen handelt, muß
aus praktiſchen Gründen von der Erhebung an der Quelle ab
geſehen werden; hier iſt Deklaration erforderlich 18).

Hervorzuheben iſt noch, daß den Beſitzern von Kriegs
anleihe, welche Kredit haben aufnehmen müſſen, auf Antrag die
Kapitalertragſteuer ſoweit erſtattet wird, daß keine Schädigung
durch Doppelbeſteuerung für ſie eintritt, und daß ebenſo ver-
ſchachtelten Untenehmen, die unter Umſtänden ſonſt doppelte und
dreifahe Steuer zahlen müßten, die Steuer unter gewiſſen
Vorausſetzungen zurückerſtattet wird 14).

Der S 21 ſieht ein Recht des Staatengusſchuſſes oder der
etwa an ſeine Stelle tretenden Behörde vor, zur Vermeidung be
ſonderer Härten Befreiung von der Steuer oder Erſtattung ein
treten zu laſſen, was beſonders in denjenigen Fällen praktiſch
werden könnte, wo arbeitsunfähige und alte Perſonen infolge
der Beſteuerung ihrer Kapitalrente in ihrer materiellen Exiſteng
gefährdet würden.

Das Aufkommen der Steuer ſchätz das Reichsſchahamt auf
nicht weniger als 18 Milliarden ſährlich. Die Kapitalertrag-
ſteuer würde damit den höchſten fortlaufenden Ertrag von allen
bis jetzt beſtebenden Reichsſteuern direkter oder indirekter Art
erbringen. Die Verzinſung für 26 Milliarden Mark Kriegs-
anleihen wäre damit aufgebracht.

Geldmarkt und Banken
Die Deviſenſtelle. Jm Brüſſeler Abkommen vom 14. d. M.

haben die aſſogiierten Delegierten verlangt, daß die beſtehende
deutſche Organiſation der „Deviſenſtelle“ beibehalten werde und
womöglich auf ſämtliche deutſchen Ausfuhrerlöſe ſich erſtrecken
ſolle. Die deutſchen Delegierten haben die praktiſchen Schwierig-
keiten der letzteren Forderung dargelegt und hierüber Bericht zu
geſagt. Geſtern hat nun in bemerkenswerter Weiſe der Feſt
ſbellung der Deviſenkurſe an der Berliner Börſe eine franzöſiſche

gelegen hätte. Auch von einer Staffelung! Abordnung beigewohnt, die unter Führung des Finanzkommiſſars
Martin ſtand. Die Ausgleichung der Deviſenaufträge
zwiſchen den Deviſenbanken und der Reichsbank vollzog ſich im
übrigen wie alle Tage.

Silberpreis. Jn London iſt der Silberpreis an den beiden
letzten Tagen von 2 Schill. auf 4956 Schill. hinaufgegangen.,
Ebenſo fand in NewYork eine Sbeigerung auf 10116 Dollar ſtatt.

Ausfuhrverbot von Wertpapieren. Das bis zum 31. Mai 1919
verlängerte Verbot der Ausfuhr ausländiſcher Wertpapiere aus
Deutſchland erſtreckt ſich auch auf Zinsſcheine und Gewinnanteil
ſcheine, die noch nicht fällig ſind.

Induſtrie und Handel
Keine Preiserhöhnng beim Stahlwerksverband. Die Mit

gliederverſammlung beſchloß, die Verkaufspreiſe für Lieferungen
ab 1. April bis auf weiteres unverändert zu laſſen. An den
jetzigen Verhandlungen zur Erneuerung des Stahlwerksverbandes
nimmt auf Wunſch urrd im Einverſtändnis mit den Verbands
werken cuch ein Vertreter des Reichsamts des Jnnern zu infor-
matoriſchen Zwecken teil.

Neue Erhöhung der Zementpreiſe. Das Reichswirtſchaf's-
amt hat einer weiteren Erhöhung der Zementpreiſe um 80 Mk.
für 1000 Kilogramm zugeſtimmt.

Ein allgemeines deutſches Ammpniakſyndikat. Unter der
Leitung des Reichswirtſchaf eminiſters finden Verhandlungen
ſtatt, die auf einen Zuſammenſchluß der geſamten deutſchen
Ammoniagkerzeugung abgielen, und zwar ſoll ſowohl die Er-
zeugung von Kohlen-Ammoniak, wie von Luft-Ammoniak in das
Syndikat ein geſchloſſen ſein. Die Preiſe haben in der vorigen
Woche eine Steigerung erfahren.

Geſellſchafts-Hbſchlüfſe
Spar- und Vorſchußbank A.G. in Halle. In dem Bericht

für das vergangene Geſchäftsjahr wird hervorgehoben, daß mit
dem November eine neue Epoche des Wirtſchaftslebens anbrach.
Vor der Hand bietet ſich für die Zukunft des Handels, Gewerbes
und der Jnduſtrie noch kein vertrauensvoller Ausblick. Die
Folgen der Revolution mußten ſelbſtverſtändlich einen gewaltigen
Rückſchlag auf das Bankgewerbe ausüben. Ob ſich der bis jetzt
noch einigermaßen befriedigende Zinsfuß auch für die Zukunft
aufrecht erhalten läßt, kann vorläufig noch nicht geſagt werden,
da alles weitere von der politiſchen und wirtſchaftlichen Entwick
lung abhängig gemacht werden muß. Die Umſatzſteuer, ſowie
die Steuer für die Habenzinſen, welche beide von der Bank
allein getragen werden, können nicht ohne Einfluß auf das Ge
winnergebnis bleiben. Der Umſatz hat ſich um etwa 20 Mil-
lionen gehoben und beträgt 88 383 401 Mk. Das Geſchäft in
Wertpapieren entwickelte ſich weiter günſtig. Der Reinge-
winn von 79814 Mk. ſoll wie folgt verteilt werden: 5 Prozent
Dividende, 5 Prozent dem geſetzlichen Reſervefonds, eine
Tantiéme an den Vorſtand von 6962 Mk., Tantiéme an den Auf
ſichtsrat von 2269 Mk. Zum Vortrag auf neue Rechnung ge
langen 15 219 Mk. Die Bewegung auf den Hauptkonten geſtal-
tete ſich folgendermaßen: Kaſſa-Konto 46 231 Mk., Wechſel-
Konto 265 256 Mk., Effekten-Konto 510 672 Mk., Konto-Korrent-
Konto 2 699 290 Mk., Dewoſiten-Konto A 995 767 Mk., Depoſiten
Konto B 12 753 Mk., Scheck-Konto 1 416 931 Mk. Die geſtrige
Generalverſammlung genehmigte die Regularien und ſetzte die
Dividende auf 5 Prozent feſt.

Kammgarnſpinnerei Schedewitz. Die Generalverſammlung
ſetzte die Dividende auf 20 Proz. feſt. Auf Vorſchlag eines
Aktionärs wurde die beantragte Sondervergütung von
100 auf 150 M. erhöht.

Gothaer Privatbenk. Die Generalverſammlung, in der
3 307 200 Mark Aktienkapital mit 5518 Stimmen vertreten war,
ſetzte die Dividende auf 636 Prozent feſt und nahm einſtimmig
einen Aktionärantrag an, die Statutenbeſtimmung über die
ſtaatliche Ueberwachung zu ftreichen.

Warchinen- und Armaturenfabrik C. Louis Strübe Akt.Geſ.
in Magdeburg-Bucfau. Die Genera'verſammlung beſchloß die
Verteilung einer Dividende von 15 Proz. Neu in den Au'ſſich's
rat wurden gewählt Vankier Hegſe vom Vankhauſe Dingel K Co.
in Magdeburg und Arckitek- Paul Gorgas, und zwar für den
Generaſdirektor Sauerbrey, Berlin-Geunewald, und Juſtizrat
Dr. Ludwig Cabn in Berlin. Ueber bie Ausichten des laufenden
Geſchäfteiſohres wurde mitgeteilt, daß die erſten drei Monate bei
anter Beſchäftionng einen befriedigenden Verſanf genommen
hätten. 659 Stimmen waren in der Generalverſammlung ver
treten.

Nordhanfen-Wernieersder Eifenbahn. Die Beſſerung der
Betriebs wnd finanziellen Verhältniſſe infolge der durchge

führten weſentlichen Tariferhöhungen hat in dem ſetzt
ablaufenden Geſchäftsjahre 1918/19 ſo erfreuliche Fort
ſchritte gemacht, daß die Geſellchaft noch im Laufe dieſes
Jahres in der Lage ſein wird, neben den bereits am 1. April d. J.

ur Auszahlung gelangenden, vom 1. April 1918 rückſtändigenZinsſcheinen der 4. und 4 Proz. Obligationen auch die am
1. Oktober 1918 fällig geweſenen und die am 1. April 1919
fällig werdenden Zinsſcheine einzulöſen.

Treuhand A.G. Leipzig. Jn der am 28. Märg ſtattgefun
denen Generalverſammlung der TreuhandAktien Geſellſchaft zu
Leipzig wurde die Dividende wieder wie im Vorjahre auf
6 Prozent feſtgeſetzt. Der Vorſtand teilte mit, daß ſich die Ge
ſellſchaft auch im neuen Jahre weiterhin günſtig entwickelt habe.

Verſchiedene Mitteilungen
Rekordbeſuch der Leipziger Meſſe. Die Meldungen zur dies

re Frühjahrsmeſſe vom 27. April bis 3. Mai gehen, wie
s ßamt mitteilt, ſo zahlreich ein, daß ſchon bis heute eine

Zahl von annähernd 7000 Ausſteller erreicht iſt. Da
mit iſt die weitaus höchſte Teilnehmerzahl aller bisherigen
Muſtermeſſen i mm Leipzig wie im Auslande erreicht. Die
am ſtärkſten beſchickte Friedensmeſſe im Frühjahr 1914 wies
4218 Ausſteller auf, die ſtärkſte Kriegsmeſſe im Herdſt 1918 war
von 5476 Firmen beſchickt Für dieſe gewaltige Zahl haben
ſelbſt die m Meßpaläſte Leipzigs nicht mehr ausge
reicht. Es ſind Geſchäftsräume und Etagen für Meßzwecke frei

macht worden und auf dem Markte ſind proviſoriſche Aus-ſellungehaden errichtet, die nach der Meſſe wieder abgebrochen

Der deutſche Handelsvertreter in Rotterdam. Anläßlich der
auf Grund des 'Brüſſeler Abkommens nunmehr ſtändig in
Rotterdam ſtattfindenden Tagung der deutſchen und alliierten
Kommiſſionen für die Schiffahrts, Lebens
mittel und Ausfuhrangelegenheiten und damit
zuſammenhängenden Fragen iſt von der deutſchen Waffenſtill-
ſtandskommiſſion ein Büro in Rotterdam errichtet worden,
dem als ſtändiger Vertreter der deutſchen Waffenſtillſtands
kommiſſion Heinrich Picht vorſteht. Das Büro iſt Zentral
und Auskunftsſtelle für alle mit den Rotterdamer Verhand
lungen verbundenen Fragen. Näheres iſt durch die deutſche
Waffenſtillſtandskommiſſion in Berlin zu erfragen.

Berliner Börſenberichte
Produktenbericht. Die Witterung iſt etwas milder geworden,

ſo daß die Verladung von froſtempfindlichen Artikeln wieder auf
enonimen worden iſt. Die in rlin eintreffenden Ladungenſind zum großen Teil nicht einwandfrei. Namentlich Möhren
treffen meiſt total oder ſehr ſtark verdorben hier ein und können
meiſt nur als Dung benutzt werden. Jm Handel mir Säme-
reien hat ſich wenig verändert, Von Saatgetveide iſt Hafer ſtark
geſucht, aber kaum zu haben, während Gerſbe etwas reichlicher
angeboten iſt. Serradella matt, Kleeſag. en ſind nicht aufzukreiben.
Heu und Stroh im freien e ſind knapp. Erſatzmittel wer-
den dringend geſucht. Wetter kühler, bedeckt

Börſenſtimmungsbild. Da durch die Beſchlagnahme der aus
ländiſchen Ren enwente der bisher auf dieſem Gebiete kätigen
beruflichen Spekulation ein ziemlich großes Betätigungsfeld ent
zogen worden iſt, wandert dieſe auf andere Märbte über. Dies
ſind vornehmlich ausländiſche Aktienwerte und Kolonialpapiere,
Was die letzteren anlangt, ſo erhöh en Kanada im Verfolg der
betzttägigen Aufwärtsbewegung ihren Kursſtand ſprunghaft
weiter. Prinz Heinrich- Bahn ſtiegen um 12 Prozent, und die
anderen Werte, wie Orientbahn und Schan: ungbahn, um
2 Prozent. Jn Kolonialwerten zieht die Aufwärtsbewegung
immer weitere Kreiſe, und vornehmlich waren es auch heute
wieder Pomona, Koloniglanteile, Kaklao und Südweſtafrika, die
teilweiſe h im Kurfe ſtiegen. Auf den übrigen Märkten
ging es weit ſtiller her bei feſter Grundtendenz. Hanſa und
Gelſenkirchen ſind 4 Proz. und die übrigen führenden Werte der
gleichen Gattung bis 1 Pre dent höher, mit Ausnahme Der
wiederum niedrigeren Harpener Aktien Heimiſche Anleihen
waren im Kurſe gut behauptet. Kriegsanleihe 84,10. Von öſter
reichifcheon und ungariſchen Werten ſetzten namentlich letztere ihre
Erholung fort.

Im freien Verkehr wurden nichtamtlich ermittelt:
Visenbahn- Aktien:
Halberstadt -BRlankenb.
Halle-Hettstedter

Felten n. Gnilleaume
Gasmotoreu Deuts
Gebhardt n. Co. 238.3 Gelsenkireh. Bergbh. 168 75e Gſanziger Zuekerfhr. 223.50Allg. Lokal-Str .25Gr. Berl. Str. 134,75 W geen.-FaprMagdeburger Str.-B. R ann. Masch.r Prinz Heinrich. B. t. Harpener Berg 1452

Orientbahn 220.50 Hasper Eisen iSehitiahrts-AKct. eHamb. Pavertahrt 2150 jſoesoh TFisen u. Stahi 214Hambg.-Süidamerika 153, p (4fschitt 22450 Hohenlohe- Werkee s Humboldt-Maseh.Nordd Lioy Iise-Berghban 320.Banken: Kahla- Porzellanu A. e C 161.er. An e s r 8 u erGomm u. Diskontobank i25, KyffhänserhütteDarmstädter Bank r2l. Lahmoyer n. Co. 110.50
Deutsche Bank 221. Laurahütte 149.Piekonto-Comm. II Tinke n RofmannHresdnor Bank 1150 Dudwig Loewe a. Co.
Mitteld. Kreditban 12525 Mannremannröhren 177

„Priyat-Bank 12025 ber Risenb. Bed. i.
Oesterr. Kredit c 7 do. Kokswerke 101.75
Industrie- en nix-Bergh..Sehuitheiss- Brauerei 250 Rhein. Metall-Vorz. 189,
Akt. Anilin 215. 75 Rhein Stahlwaren RAligem. Elektr-Ges. 163, Riebeck. Montan 164.Ammendorfer Papierf. u Rombacher Hütten 151.2
Anhaiter Kohlenw. 155. Rositzer Braunk.
Annaberger Steingut 172.25 Rositzer ZuckerBadisehe Anilin Sengerhäuser MHugo Sohneider u. Go.

Elekt. Akt. 139,erf 210, Schuckert u. Co. 1227Bismarckhütte 184, Siemens u. Halsko 14350Bochumer Gnlstahl S Stettiner VnlkanGhem. Fabrik Buekan i Stoiſhberger Zinkh. 126
Chem. Griesheim 17. Strals. Spielkarten 21Chem. v. Heyden 215. Thale-Bisenhütte 23
Consolidation Sehalke 200. Triptis- Akt. -Ges.
Gröniwitzer Papierfabr. 209 Tärkisehe Tabakregie 397
Daimler-Motoren 222.59 Ver. Köln-Rottweiler 4Deutseh-Luxemburg I Glanzstoff Elberf. 43,50Dentsche Vebersee- l. 177, Wegelin u. Hübner 150
Dentsche Brdöl Werseh.-Welssenk. Brk. CHeutsche Gasglühl. 322 Westeregeln-Alkali 215Deutsche Kali 163.75 Wittener Gubstahl 185.50Deutsehe Waft. u. un 196.50 Wrede- Mälzerei 15,2
Donnersmarkhütte z r v Brk. mu. Lehrmann 7.“0 eitzerBe werke 281. Zeilstoff Walthok t
Elberfelder Farben Otavri-Minen 35.

Kirchliche Nachrichten.
Evangel.-kutheriſche Gemeinde Stadimiſſioneheus, Weidenplan 4).

Sonma vorm. 10 Uhr Gott edienſt.Büſchdorf: Sonmag nachm. 3 Uhr Einſeagnung mit anf tließender
Abendmahl ici r: P. U ſmonn. Tie Lirche iſt geh.i t. Mittwoch
vorm 9 Uhr Paſſion go tesdienſt; P. Ul mann.Reidedurg: Sonntag vorm. 9 Uhr Cinſegr ung mit anſchließende
Abendmahlefe er: P. Ullmann. Die Kirche iſt eheizt. Mittwoch
vorm. 10 Uhr Vaſſion rottesdienſt: P. U mann

Ha ſieuner He.mu voticher.Veranmwortſich für den volniſgen Teu Helmut Böttcheg Soll ewiriſwoſt.
ans Heiſing; r die Abdieiung Kunſt. Wiſſenſchun Unterhaſtun ge

ſir den iokla en Teil Adol Mever in vrovinzient Nachrichten Ge t e
und Evorn und den udngen redamonelen: Hans De ling er

An Bau Kerſon ſamlich in Haue a. S.Berſag und der Halleſchen Sito Tyiele Halle S
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Die Nahrungemittelverſorgung in Halle
4 Pfund Kartoffeln. Jn der Woche vom 31. März bis

6, April können auf die Marke 40 der braunen Kartoffelkarte
4 Pfund Kartoſfeln gekauft und abgegeben bezw. in Haus
paltungen, Anſtalten uſw., die mit Kartoffeln verſorgt ſind, ver
braucht werden. Der Kartoffelverkauf erfolgt vom Dienstag, den
j. April an. Zur Verteilung gelangen außerdem noch für jede
Perſon des Haushalts: 35 Pfund Marmelade und Pfund
Rudeln. Der Verkauf wird durch beſondere Bekanntmachung noch
näher geregelt werden.

Städtiſcher Verkauf von Gerſtenmehl an Kinder bis zu
2 Jahren, Jugendliche von 12 bis 17 Jahren und alte Leute

über 70 Jahre in der Talamtſchule am Montag, den 31. Mäcrg.
gugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern der
Lebensmittelſcheine 27 001——832 000 vormittags von 8--12 Uhr
und die Jnhaber der Nummern 32 001-88 000 nachmittags von
2—6 Uhr. Auf jeden Abſchnitt I, der beſonderen Bezugsſcheine
für Kinder, Jugendliche und alte Leute kann 35 Pfund zum
reiſe von 38 Pfg. abgegeben werden. Es wird darauf hinge
wieſen, daß die Abſchnitte J und K der beſonderen Bezugsſcheine
zür Jugendliche von 12 bis 17 Jahren ihre Gültigkeit verlieren.
Der Lebensmikttelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld (vor
allem Kupfergeld) 7ſt bereit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am
Nontag, den 31. März. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jn-
haber der Nummern der Lebensmittelſcheine 29 001——82 000 vor
mittags von 8--12 Uhr und die Jnbaber der Nummern 32 001
bis 38 000 nachmittags von 2—-6 Uhr. Für jede Perſon eines
gaushaltes werden 55 Gramm zum Preiſe von 20 Pfa. ab
geneben. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes
Geld iſt bereit zu halten.

Der Verkauf von Quark erfolgt am Montag, den 31. März
auf den Abſchnitt 10 für die eingetragenen Kunden bei dem
Milchhändler Schönherr, Grümſtr. 12, Milchhändlerin Meinhardt,
Gr. Brunnenſtr. 86. MilSbändlerin Berger, Voſkmannſtr. 8a,
Milchhändlerin Stein, Spitze 8. Milchhändlerin Rincke, Goethe-
ſtraße 13. Milchhändlerin Pötſchke, Brandenburger Str. 10 und
Milchhänd'erin Jander. Unterberg 7. Auf jeden Abſchnitt wird

Pfund abgegeben. Die Abſchnitte ſind bis 3. April abamliefern.
Nudeln für die Kleinhändſer. Dieſenigen Jnhaber von

Kleinbandelsgeſchäften, welche Kundenliſten einrereicht haben,
werden anfgefordert, die Teigwaren (Nudeln) bei dem Fabrikan-
ten Heil. Bernhardyſtraße 20, abznßolen. Die Aboaobe erfolgt an

den Buchſtaben A--F am Monfag, den
31. Wära. G am Diens'ga, den t. April L R am Mittwoch,
den 2. Avril, S--3 am Donnerstan, den 3. Avril. Die Kein
händler ſind vorvflichtet. bei der Abgabe den Beſtand an Waren
und die Anrgbl der von ihnen mit Teigwaren zu verſorgenden

Perſonen anzugeben.
Marmelade für die Kleinhändſer. Diefenigen Inhaber

von Kleinßandelsgeſchäften,. weſche Kundenliſten eingereſcht
haben. werden hierdurch arfgeforder, am Montog. den 31. März
und am Diens'ag, den 1. Avril bei den von ihnen gewsößlten
Groß firwen die in nöchſter Woche zum Verkauf gelangende Mar
melade ghaukolen. Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs
erfolgt ſpäter.

BismarckFeter der Dentſchnatirnaklen Voſfavartei. Bei
der Feier des Volksvereins Halle und Saakkreis

der Deutſchnationalen Volkspartei am Dienstag abend um 7 Uhr
im Thaliaſaale wird an Stelle des behinderten Generalſekretärs
Kuntze (Berlin) Dr. Heinrich Spiero (Verlin), Preſſe
referent im Kriegsminiſterium, die Hauptanſprache halten.

Die neuen Teuerungszulagen. Die Reichs und Staats
wegrerung haben unter Aufhebung aller bisherigen Kriegsbei-
hilſen und Krieges euerungszulagen nunmehr folgende Sätze in
Ausſicht genommen. Die monatlichen Zulagen bei einem
Dienſteinkommen bis 1800 Mk. in den teuerſten Orten 200 Mk.,
in teuern Orten 180 Mk., in anderen Orten 1650 Mk., bei einem
Einkommen von 1800 —-4800 Mk. 195 Mk., 170 Mk., 140 Mk., bei
einem Einkommen von 4800-—18 0000 Mk. 190 Mk., 160 Mk., 180
Mark. Dazu kommen für jedes Kind in den teuerſten Orten
50 Mk., in teueren Orten 40 Mk., in anderen Orten 80 Mk.
Ledige ſollen 80 v. H. der Sätze für Verheiratete ohne Kinder
erhalten. Ledige mit eigenem ſtande ſind den kinderlos
Sereira ten gleichzuſtellen. Ledige Beamte mit r
pflicht n Familien angehörigen uſw. werden wie kinder
hos verheiratete Beamte efunden. Die Ruhegehalts
empfänger werden in der bisherigen Weiſe bedacht, d. h. ſie er
holten 50--100 v. H. der den im Dienſt befindlichen Beamten zu

etwa 2 Stunden veran'ſchlagt wurde. feſtgeſetzt.

en Zulagen. Jn den Teuerungsbezirk A ſind diejenigen

Orte verlegt, die in der Ortsklaſſeneinteilung von 1909 in der
Ortsklaſſe A Aufnahme gefunden haben.

Einigungsverhandlungen im Gaſtwirtsgewerbe in Sachſen-
Anhalt. Jm Anſchluß an die Zentralauskunftsſtelle Sachſen
Anhalt, Magdeburg, hat ſich eine Arbeitsgemeinſchaft der Arbeit
geber und Arbeitnehmer im BVaſtwirtsgewerbe in der Provinz
Sachſen und Anhalt gebildet und dieſer Tage in einer Sitzung
eine Angeſtelltenordnung als Rahmen für die in den einzelnen
Orten oder Kreiſen abzuſchließenden Tarifverträge aufgeſtellt.
Das Abkommen enthält Beſtimmungen über Zahlung eines Bar
lohnes, Anrechnung von Koſt und Wohnung bei Feſtſetzung des
Geſamtverdienſtes, Bezahlung von Ueberſtunden, Schlichtungs
ausſchüſſe uſw. für die Arbeitszeit wurde ein Höchſtmaß von
10 Stunden mit Einſchluß der Eſſensprauſen, deren Dauer auf

n t An der Arbeitsgemeinſchaft ſind beteiligt auf ſeiten der Arbeitgeber der Provin
zialverband Sachſen und der Landesverband Anhalt des deutſchen
Gaſtwirtsgewerbes, der Hotelbeſitzerverein, der Verein der Saal
und Konzertlokalinhaber und der Verband der Gaſt- und Schank-
wirte in Magdeburg, auf ſeiten der Arbeitnehmer die in Frage
kommenden Bezirksorganiſationen des Deutſchen Kellnerbundes,
des Genfer Kellnerverbandes, des Verbandes der Gaſtwirts
gehilfen und des Verbandes der Köche. Weitere Fachorganiſatio-
nen der Arbeitgeber oder Angeſtellten können jederzeit beitreten.

Der Baterländiſche Frauenverein in Halle iſt laut den im
Hilfsſchweſternbuch vom Roten Kreuz verzeichneten Satzungen
und durch Vorſchrift des Hauptvereins in Berlin verpflichtet,
von ſeinen Hilfsſchweſtern und Helferinnen vom Roten Kreuz
bei Beendigung ihrer Hilfsarbeit in der freiwilligen Kranken-
pflege die Abzeichen einzufordern. Auch bedarf es einer genauen
Feſtſtellung der Perſonalien, die bei wiederholten Verſetzungen
in den Lazaretten der Heimat der Erappe und der Front nicht
immer möglich geweſen iſt Der Vorſtand erſucht deshalb ſeine
Hilfsſchweſtern und Helferinnen um perſönliche Rückgabe von
Buch und Broſche auf dem Büro, Schimmelſtraße 13 und freut
ſich, bei dieſer Gelegenheit ſeinen Schweſtern mitteilen zu
können, an welches Mutterhaus ſie ſich zur weiteren Ausbil
dung zu wenden haben oder ob ſie ſich in Berlin der ſozialen
Fürſorge widmen wollen. Jndem der Vorſtand den Schweſtern
vom Roten Kreuz auch hier ſeine Anerkennung und Dankbar-
keit für treu geleiſtete Dienſte während der ſchweren Kriegszeit
1914/1918 ausſpricht, weiſt er zugleich darauf hin, daß ein
Dankſchreiben des Militärinſpekteurs der freiwilligen Kranken
pflege, Fürſten zu Hohenlohe-Langenburg, im Büro zur Ein
ſicht ausliegt.

Die Erforſchung der Atmoſphäre mit den Flugzeug. Einen
Lichtbildervortrag ber dieſes Thema veranſtaltet am Freitag,
den 4. April, abends 836 Ubr der Sächſiſch- Thüringiſche
Verein für Luftfahrt im Auditerinum Marimum der
Univerſität. Redner iſt der durch ſeine wiſſenſchaftlichen Hochb-
fahrten im Freiballon vor dem Krieoe bekannt gewordene Prof.
Dr. Wigand vom Phnyſikaliſchen Inſtitut unſerer Univerſität,
der im Felde bei den Luftſchiffern, Fliegern und im Wetkierdienſt
tätig war und in dieſem Vortrage über ſeine neuen Verſuche,
das Flnuogaeng in den Dienſt der luftpbhſikaliſchen Forſchung zu
ſtellen, berichten wird. Auch der Halleſche Fliegerhorſt
iſt an dieſen Verſuchen beteiligt. Eine große Zakl ſchöner, für
die Kenntnis der Wolken wichtiger, im Fluggeug aufgrnommener
Wolfenbiſder wird in dem Vortrage eezeigt werden. Zur Deckung
der Unkoſten wird ein Eintritisvreis von 50 Pfo. erhoben. Ein
laßkarten ſind in det Hofmuſikalienhandlung Hokhan, Gr. Ulrich
ſtraße, erhältlich.

Das Vereinslazarett Kinderheilſtätte, Dud wigſt r. 37,
iſt Anfang März aufgelöſt worden und wird baldigſt ſeiner
eigentlichen Beſtimmung. der Aufnahme kranker und erholungs-
bedürftiger Kinder aus allen Kreiſen der Bevölkerung zuge-
führt werden. Anmeldungen nimmt die Vorſitzende, Frau
Dr. Krauſe-Dehne, Schimmelſtraße 12, oder die Ober
ſchweſter. Ludwiaſtraße 37. entgegen.

Neber „Die franzöſiſche Revolution von 1789 und die Ge
genwart“ wird am Sonntag abend um 8 Uhr Studienret
Dr. Wenzlau im Chriſtlichen Verein Junger Männer, Gerſt-
ſtraße 29, reden. Jeder junge Mann willkommen Zutritt frei.

Paſſionsfeier. Am 2. April, abends um 8 Uhr findet in
der Bartholomäuskirche zu Giebichenſtein eine litur-
giſche Paſſionsfeier ſtatt, bei der Fräulein Gertrud Freyang
und der Bartholomäuskirchenchor mitwirken werden. Die Kirche
wird gebeizt ſein.

Fröhliche Stunden für jeden Muſikfreund wird der
„Heiteve Lieder- und Operettenabend“ bieten, den die in Halle
ſo belieben Leipziger Overet'enſterne Margarete Rößne r und
Walter Grave am Sonnabend, den 5. April, abends um
714 Uhr im „Tholligſgale“ geben. Karten bei Hothan.

Dogceart geſtohlen. Jn der Nacht zum 20. März iſt ein
Fueswallach und ein Dogcart geſtohlen worden. Das Pferd iſt
1,60 Meter groß, mit Bleſſe und weißen Feſſeln, es ſetzt auf und
hat Flecke auf dem Rücken, wahrſcheinlich von Biſſen herrührend.
Das Doagcart iſt blau lackiert und hat braunkarierte Polſter. Das

Die Referendarin
Roman von Carl Buſſe.

„vHeute abend ſieht man ſich wohl wieder“, ſagte der
Armbandträger. Er lächelte ein wenig überlegen zu Peter
Körner hin.

„Wird mir 'ne Wolluſt
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„Um halb Acht“, nickte er.
ſein, den Chef auch mal im Kreiſe ſeiner Lieben bewundern
zu dürfen. Nicht bloß als Akteneule, ſondern mehr als
homo sapiens,“

Er war jedoch mit ſeinen eigenen Worten nicht zu
frieden. Sie kamen mit einer leichten, aber völlig über-
flüſſigen Schärfe heraus. Er ärgerte ſich über Dieckmann.
Was hatte der Menſch ſo zu lächeln?

Jetzt lachte er gar. „Na, na“, meinte er „ob das
gerade ſo 'ne Wolluſt für Sie iſt Was meinen Sie,

Stecken Sie man getroſt 'n paar Löcher zurück,
Kollege.

Und während er den Paletot holte, der an der Wand
am Haken hing: „Der Chef mag Sie, glaub' ich, ganz
gern. Er ſoll ſo was geſagt haben.“

„So?“ Jetzt war Peter Körner überraſcht. „Jch
wüßte doch nicht erwiderte er fragend und kopf-
ſchüttelnd.

„Na, unter uns: es ward kürzlich mal über Sie ge
Prochen. Er ſcheint irgendwie Wind gekriegt zu haben,
daß Sie etwas eigene Anſichten haben was weiß ich
„Ja, die jungen Herren“, hat er geſagt. aber lächelnd, ſehr
nett, wahrhaftig „immer wollen ſie ein bischen aus
ſchlagen. Nun, das gibt ſich.“ Sie kennen ja ſeine Hand
bewegung, von oben nach unten.“

Lächelnd, den Schirm ſchräg im Arm, ſtand der Refe-
rendar ein poar Schritte von ſeinen Zuhörern entfernt
und zog ſich die Handſchuhe an. Er knöpfte jeden Knopf

mit i r 7 c erPeter Körner ſtieg imli rn auf.liie Wo heit a Wo e u G

„Und daraus ſchließen Sie, daß der Chef mich ganz
gern hat?“

„Ja“, erwiderte Dieckmann „warum nicht? 's war
doch ganz väterlich geſagt. Und Fräulein Jnge iſt ſeitdem
ſchon brennend neugierig. Sie liebt in der Theorie Men
ſchen, die ausſchlagen wollen. Sie möchte zum Beiſpiel
furchtbar gern 'nen Sozialdemokraten kennen lernen. Oder
gar einen Anarchiſten. „Das geht nicht“, hat ſie geſagt, „ſo
weit reicht's mal nicht. Das Höchſte iſt ein Referendar,
der ausſchlägt“.“

Er lachte und rollte die Seide des Schirmes zuſammen,
daß ſie möglichſt ſtraff anlag.

Aber er hob den Kopf, als Peter Körner nun gleich-
falls lachte.

„Die Dame,“ ſagte er, „ſcheint mich ſo als ein
r eeriesieſt zu betrachten, das man ſich mal anſehen
muß.“

„Nee,“ fiel Dieckmann ein. „Machen Sie nur keine
Dummheiten. Fränlein Jnge meint das nur theoretiſch.
„Es iſt nur gut“, fagt ſie, „daß ſelbſt die ausſchlagenden
Referendare nur heimlich ausſchlagen. Selbſt die wildeſten
ſind nicht überall wild, ſondern doch ſehr zahm. So komm
ich wahrhaftig um jedes Vergnügen.“ Nettes Mädel.
Nur biſſig manchmal.“

Peter Körner ſchlug mit der Hand auf den Tiſch.
„Sie Moltke nebenan, Butiche haben Sie gehört?

Und das erzählt der Menſch ſo ruhig! Haben Sie ſich denn
das gefallen laſſen? Was will denn die Dame? Was
gehen wir ſie denn an? Wenn ſie glaubt, ich werd ihr aus
der Hand freſſen

Dieckmann zog die Uhr.
„Jch muß los. Und natürlich das war im allge

meinen geſagt.
„Hm,“ brummte Peter und dampfte, „verwöhnt ſcheint

ſie halb ſehr und halb gar nicht. Hat bis jetzt alles kirre
gekriegt als Tochter des Chefs. Und nun ulkt ſie. Alſo
auf heute abend! Mahlzeit!“

Provinz Sachſen
Der thüringiſche Einheitsſtaat

tz. Weimar, 29. März
Einer Anordnung der Regierung von Sachjen Altenburg fol

gend, traten in Weimar Vertreter aller thürengiſchen Staats
reg.erungen zuſammen, um zu der Frage der ſtaatlichen Neu
oronung CThuringens Stellung zu nehmen. Uebereinſtimmend
ertlarte man ſich für den Zuſammenſchluß der thüringi-
ſchen Staaten zu einem thüringiſchen Einheitsſtaat
unter Einbeziehung preutziſcher Gebietsteile.
Der Zuſammenſchluß ſoll aber unabhängig von Preußens
Stellungnahme betrieben werden. Die Weimariſche Reg erung
wurde beauftragt, wegen der Einbeziehung preußiſcher Landes-
teile an die preuziſche Regierung heranzutreten. Die Weimariſche
Regierung wurde mit der Ausarbeitung eines erſten Ver
faſſungsentwurfes für den thuringiſchen Ernheitsſtaat
betraut. Dieſer Entwurf ſoll in kurzer Friſt einer Verwaltungs
konferenz vorgelegt werden, die auch die weiteren Verhandlungen
zu betreiben hat.

v

Am Tage, da die Landwirtſchaftskam mer für die
Provinz Sachſen, wie wir in der heutigen Nummer berichten,
gegen die Abſplitterung von Gebietsteilen der Provinz Sachſen
erneut Proteſt einlegt, haben in Weimar die Rufer nach einem
Großthüringen Beſchlüſſe gefaßt, die den Zuſummenhalt der
Provinz Sachſen ernſtlich gefährden. Mit aller Energie wollen
dort Politiker aus dem Altenburgiſchen den Zuſammenſchluß
der thüringiſchen Staaten erwirken. Da ihnen zu einem erfolg-
re.chen Zuſammenſchluß Ackerbaugebiete fehlen, ſtrecken ſie die
Hand nach der preußiſchen Nachbarprevinz aus, die ſchon beim
Auftauchen des Gedankens eines Einheitsſtaates Thüringen ſich
ernſtlich wehrte, zerſplittert zu werden. Nicht genug kann man
betonen, daß es ein ſchneidendes Unrecht wäre, wenn der Macht
lüſternheit irgendwelcher Drahtzieher eines großthüringer Ge
dankens von Preußen aus ſtattgegeben würde. Die landwirt-
ſchaftl.che, völkiſche und landſchaftliche Einheit der Provinz
Sachſen war im alten, glorreichen Preußen ſtets ein Muſter-
beiſpiel für alle anderen Provinzen. Jetzt, da es um jeden ge
ringſten Bruchteil eines Wertes geht, der dem Volksganzen er
halten werden ſoll, tauchen dieſe Pläne auf, die dem altgewohnten
Gang des Wirtſchaftslebens große Veränderungen bringen
würden. Das bedeutet aber einen Ausfall an Ernährungs-
werten, eine Zerſplitterung an politiſcher Einheit, einen neuen
Streit im eigenen Lande. Das heilige Recht der Zuſammen-
gehörigkeit der Provinz Sachſen vom Harz bis zu den Hängen
des Thüringer Waldes, von der Werra bis zur Elbe, muß unan
getaſtet bleiben, denn es iſt durch treue Arbeit vieler Geſchlechter
auf uns überkommen, die wir uns dagegen wehren, daß die
Unerfahrenheit politiſcher Neulinge das feſte Befüge unſerer
alten ſchönen Provinz zertrümmern und zerſplittern will.
Scheinbar ſcheut man ſich vor keinem Schritt. Weimar ſoll mit
den Bedingungen an Preußen herantreten und höchſtwohrſchein
l'ch in der Form eines Ultimatums auf die Abgabe größerer
Teile der Provinz Sachſen dringen. Das iſt eine Kampfanſage.
Bislang haben wir uns gegen Fie Unerſättlichkeit der Polen,
gegen die Machtgelüſte der Frgkigoſen und die Uebergriffe von
Slowaken wehren müſſen. Jetzt fängt man an, das eigene Haus
abzubrechen und lacht über die Traditionen, die auf uns über-
kommen ſind. Es agilt, ſich dagegen zu wehren und zum kommen
den Kampf zu rüſten. Die Provinz Sachſen ſoll unangetaſtet
bleiben, ſei es, welche Mächte auch um ihre Zerſplitterung

kämpfen werden. H. H.
t. Quedlinburg, 29. März. Verſchiedene s.) Die Stadt

verordneten beſchäftigten ſich mit den hygieniſchen Zuſtänden im
Gefangenenlager und wählten eine fünfgliedrige Kommiſſion mit
dem Kreisarzt an der Spitze zur Beſichtigung des Lagers und
Prüfung der Zuſtände. Bewilligt wurden 60 000 Mk. für Fa
milienunterſtützungszwecke. Auf Antrag der ſozialdemokratiſchen
Fraktion wurde die Einführung der Einheitsſchule abOſtern und die Schaffung von Freiſtellen für begabte Volk
ſchüler an den gehobenen ſtädtiſchen Schulen beſchloſſen. Schließ-
lich erklärte man ſich noch mit der Einkommenſteuer
freiheit für Steuerzahler bis zu 900 Mk. Einkommen auf
Antrag des Magiſtrats einverſtanden. Desgleichen ſoll die
Steuerfreiheit bis 1200 Mk. Einkommen geprüft werden.

Der Armbandträger ging. Auch Peter und Buttche
brachen bald auf. Sie verabredeten, daß ſie beide zuſammen
heute abend binwollten.

Aber als der Referendar nach Hauſe ging, war trotz
allen Lachens ein Stachel in ſeiner Bruſt ſitzen geblieben.
Dieckmann hatte ihn ein wenig ducken und reizen wollen
die Abſicht war klar.

Doch er hatte gegen ihn einen minderen Groll als gegen
Jnge Weſterhauſen und ihren Vater.

Die Oppoſitionsluſt erwachte ſtärker als je in ihm.
Er wollte ſich heute abend vorſehen. Aber ebenſo wollte er
Stich mit Stich erwidern. Nur nicht verblüffen laſſen!
Die ganze harmloſe Vergnügtheit ging hier zum Teufel.
Er verſtand, daß man allmählich in Aerger, dann in Wut
und ſchlicßlich in Haß hineingehetzt werden konnte.

Nun, ihn ſollten ſie nicht kriegen! Er wollte fröhlich
ſein.

Er machte auch ein luſtiges Geſicht, aber es gelang ihm
nicht recht.

Als er zehn Minuten nach Sieben n Buttches Zimmer
trat, fand er den Aſſeſſor in deſolatem Zuſtand. Er hatte
den Raſierſpiegel vor. Er ſah gelb-grünlich aus.
bef „Sind Sie krank, Menſchenskind?“ fragte Peter Körner

orat.
Aber der andere wehrte ab.
„Das iſt immer ſo vor den meiſten Einladungen.

'ne Stunde vorher krieg' ich den Angſtſchweiß. Und den
faden Geſchmack im Munde. Jch komme dagegen nicht an.
Das ganze Gebein ſchloktert mir.“

Er lächelte krampfbaft.
„Es iſt agut, daß Sie da ſind. Wenn einer dabei iſt

kann ich reden. Dann wird's beſſer.“
„Na, Sie ſind ein Hauptferl,“ ſagte der Referenda

faſſungslos. „Wie haben Sie denn eigentlich Jhr
Examina gemacht?“

Buttche knöpfte ſich Manſchettenknöpfe ein nd
ſchüttelte ſich.

WFortſehung folgt
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Kleine Nachrichten
Das Vermögen des Kaiſers. Einige Blätter geben

über Vermögensforderungen des Kaifers eine Note wieder,
die der Weimarer Korreſpondent des „New Yorker Ameri
can“ ſeinem Blatte telegraphiert hat. Dieſe Meldung, be
merken dazu die „P. P. N.“, iſt unſinnig und zuſammen
et aus aufgeſchnappten und längſt überholten Tat-
achen. Tatſächlich iſt es ſo, daß der Kaiſer noch vor der

Beſchlagnahme ſeines Privatvermögens, alſo vor dem
30. November 1918, auf holländiſche Banken etwa 56 000
Mark aus ſeinem Barguthaben hat überweiſen laſſen. Auf
einen Antrag von ihm im Dezember, ihm Geldmittel zur
Verfügung zu ſtellen, um ſich einen eigenen Beſitz in
Holland anſchaffen zu können, weil er nicht dauernd die
Gaſtfreundſchaft in Anſpruch nehmen könne, wurde ihm
von der preußiſchen Regierung, in der damals noch Ver
treter der unabhängigen ſozialdemokratiſchen Partei amte-
ten, im Einverſtändnis mit dieſen eine Million Gulden
überwieſen. Die Auseinanderſetzung zwiſchen Krone und
Staat iſt bereits im November begonnen worden und ſeit
her in Bearbeitung. Der Kaiſer hat bisher niemals die
angebliche Forderung von 75 Millionen Mark erhoben, und
damit fallen alle an dieſe Meldung geknüpften Kombi-
nationen in ſich zuſammen.

Die Rechte der Beamten. Wie wir aus Weimar er
fahren, werden die Rechte der Beamten auf unkünd-
bare Anſtellung, Ruhegehalt, Witwen undWaiſengeld in der Verfaſſung verankert.

Ein allgemeiner Parteitag der Deutſchnationalen
Volkspartei wird in der Woche nach Pfingſten in
Berlin abgehalten werden.

1200 deutſche Lehrer in Poſen entlaſſen. Die Einführung
der polniſchen Unterrichtsſprache in der Mehrzahl
der Schülen im Regierungsbezirk Poſen bewirkt, daß ungefähr
1000 katholiſche und 200 evangeliſche Volksſchullehrer, Volks-
chullehrerinnen, Mittelſchullehrer und Mittelſchullehrerinnen ind keine Verwendung mehr finden. Der oberſte polniſche

olksrat will eine Verpflichtung, die Lehrer zu übernehmen,
nicht anerkennen. Vielen endgültig angeſtellten Lehrern iſt ſchon
von ihrer Schulgemeinde gekündigt worden. Die Regie
rung iſt nicht in der Lage, ſie in ihren Rechten
zu ſchützen. Ein Teil der ſtellenlgs werdenden Lehrer gerät
in eine ſchwere Notlage. Die übrigen Schulverwaltungen ſind
deshalb dringend erſucht worden, Bewerbungsgeſuche aus Poſen
mit Wohlwollen zu begegnen. Auf die berufungsberechtigten
Schulgemeinden ſoll dahin eingewirkt werden, daß in erſter Linie
die Meldungen der Lehrer berückſichtigt werden,
die in der Oſtmark brotlos werden. Sie ſollen ſich
dabei auch nicht etwa auf die jüngeren Lehrer mit guten Zeug-
niſſen beſchränken. Die Lehrer können ohne Jnnehaltung einer
Kündigungsfriſt entlaſſen werden. Dafür können katholiſche
Lehrer polniſcher Abſtammung nach Stadt und Provinz Poſen
umgetauſcht werden.

Adolf Hoffmann als Kaffeegaſt des Demokratenorgans.
Das Berliner Tageblatt“ und Adolf Hoffmann unter
a zurzeit ſich und die erfreuten Unbeteiligten durch gegen
eitige „Berichtigungen“. Das Berliner Tageblatt“ hatte be-
hauptet, Adolf Hoffmann ſei am 9. November „an der Spitze

h e

einer dewaffneten Bande in die Druckerei der „Berliner Volks
zeitung“, die mit dem „B. Tagebl. zuſammen bei Rudolf Moſſe
erſcheint, eingedrungen und habe ſie für ſeine Zwecke beſetzt.
Adolf Hoffmann ſtellt demgegenüber feſt, es ſei ihm dort „nicht
der allergeringſte Widerſtand auch nur mit einem Wort ge
leiſtet“ worden, er habe mit ſeinen „Trabanten“ ſogar „das
freundlichſte Entgegenkommen“ gefunden, „unterhandelte mit

Herrn Redakteur Nuſchke und Herrn Theodor Wolff (mit
letzterem telephoniſch) über die Form des Erſcheinens und ver
abredete den Untertitel ſowie die Erklärung am Kopfe des
Blattes. Herr Theodor Wolff, der Gründer der demokratiſchen
Partei, kann nicht in Abrede ſtellen, daß ein derartiges Telephon-
geſpräch ſtattgefunden hat; will aber ebenſo wie Herr Nuſchke
ſich nur widerwillig in den Dienſt Adolf Hoffmanns und ſeiner
„Bande“ geſtellt haben. Dabei aber hat das Berliner Tage-
blatt jedoch einen Satz der Hoffmannſchen „Be
richtigung“ fortgelaſſen; deren Schluß lautete näm
lich: „Nicht der allergeringſte Widerſtand wurde mir und meinen
Trabanten auch nur mit einem Wort geleiſtet Man be
wirtete uns ſogar mit Kaffee.“ Da der Vorgang
um Mitternacht ſtattfand, war dieſe Bewirtung mit Kaffee aller-
dings eine große Freundlichkeit, die Adolf Hoffmann und ſeine
ſpartakiſtiſche Leibgarde im Moſſe-Wolffſchen Betriebe erfuhren.
Und der Vorgang iſt bezeichnend für das Verhältnis der Demo
kraten zu den Unabhängigen: Wenn auch etwas unfreivwillig,
immer hübſch freundlich ſind ſie doch.

Aus Adolf Hoffmanns Regierungstagen. Jn den Ein-
gängen eines preußiſchen Regierungsbureaus in Berlin findet
ſich das Original nachſtehenden Briefes: Poſtſtempel Neiße,
den 19. 2. 18. Eing. 21. 12. 8. Pr. R. 7009. Lieber Adolf!
Haſte meine Karte nich gekricht. Du ſollteſt mich doch einen
guten Poſten beſorgen in einigen Tagen werde ich entlaſſen und
kome wider nach Breslau Gräbſchen 8. Jch habe geleſen das ein
Miniſten vors Auswärtige geſuchd wird. Du weis das ich immer
vors Auswärtige war und muſt Du mich den Poſten zukommen
laſſen. Hauptſache iſt das es feſte Moneten gibd und ich freie
mich immer das du ſon Schweihn gehabd haſt. Was meine Alte
iſt die komt jerne nach Berlin und machd gllens mit. Adolf das
ſoll einem Fäz gebenk“ (Folgt Unterſchrift.)

Die Verdränqung der Mietskaſerne. Wie den „Pol. Jnf.“
mitgeteilt wird, hat der Kommiſſar für das Wohnungsweſen eine
neue Verfügung erlaſſen, die eine Verdrängung des Großhauſes
in vielen Gegenden bezweckt. und wohl auch zur Folge haben
dürfte. Es werden weſentliche baupolizeiliche Erleichterungen
für den Bau von Mittelbäuſern angeordret, wodurch ein beſonde-
rer Anreiz für die Schaffung dieſer Baugattung gegeben iſt.
Als Mittelhäuſer gelten nach dieſen Beſtimmungen Wohnhäuſer
für Klein- und Mittelwohnungen, die folgenden Anforderungen
entſprechen: a) ſie dürfen nicht mehr als drei Vollgeſchoſſe haben,
oder ſie dürfen nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſe und ein voll

ausgebantes Dachgeſchoß mit ſelbſtändigen Wohnungen haben;
b) ſie dürfen nicht mehr als ſechs Wohnungen enthalten, wobei
fedes Geſchoß aus höchſtens acht Wohnräumen beſtehen darf, deren
Größe und Ausſtattung den ortsüblichen Verhältniſſen bei Klein
und Mittehwohnungen entſvricht; c) ſie dürfen keine größeren
Geſchoßhöhen als 330 Meter in den unteren Vollge ſchoſſen und
3 Meter im oberſten Vollgeſchoß haben; ſie dürfen keine
Wohnräume im Kellergeſchoß kaben.

Gegen unberechtigte Benutzung von Kirchenräumen zu politi
ſchen Zwecken wendet ſich ein Erlaß der preußiſchen
Miniſterien des Jnnern und für Wiſſenſchaft, Kunſt und
Volksbildung. Der A. und S.-Rat in Nordhauſen hatte eine
Verſammlung in die dortige Marktkirche einberufen. Der Erlaß

e

von rechtswegen die Großſtädte verſorgen!

beſagt: Der A. und SRat war überaupt wicht defugt,
die Marktkirche ohne Zuſtimmung des Gemeinde
kirchenrats für eine politiſche Verſammlung in Anſpruch zu
nehmen. Derartige Uebergriffe, die berechtigte Erbitte
rung in weiten Volkskreiſen erregen müſſen,müſſen unbedingt unterbleiben.“

BVeſteuerung der Zahnärzte und Zahntechniker. Auf die
Streitfrage, ob Zahnärzte und Zahntechniker in ihren Leiſtungen
der Umſatzſteuer unterliegen, iſt, wie man den „Pol. Jnf.“ mit
teilt, vom Reichsfinanzamt der Beſcheid ergangen, daß Zahn-
ärzte, die in Deutſchland als ſolche approbiert ſind, zu den
freien Berufen gehören, alſo keine gewerbliche Tätigkeit im
Sinne des F 1 Abſ. 1 UStG. ausüben und bezüglich ihrer
Leiſtungen um'atzſteuerfrei ſind. Das Gleiche kann nach dem
Stande der Rechtſprechung und des Schrifttums in verwandten
Rechtsgebieten bei Zahntechnikern, ſelbſt wenn ſie im Ausland
approbiert ſind, nicht angenommen werden; ihre Leiſtungen
ſind alſo umſatſteuerpflichtig.

60. Geburtstag des Berliner Univerſitätsrektors D. See
berg. D. Dr Dr. Reinhold r r der gegenwärtige Rektor
der Univerſität Berlin, wird am kommenden 5*. April ſein
60. Lebensjahr vollenden. Geheimrat Seeberg, der in vollſter
Schaffenskraft ſteht, iſt als Präſident des „Kicchlich ſozialen
Bundes“ und der Geſellſchaft für Bevölkerungsvpolitik“ ſowie
als Vizepräſident des „Zentral- Ausſchuſſes für innere Miſſicn“
weit über die thevlogiſchen Kreiſe hinaus bekannt geworden.

Die Feiertage der Zukunft. Adolf Hoffmann und ſein An
hang haben in der preußiſchen Landesver ſammlung den Antrag
eingebracht, daß ſofort eine Geſetzesvorlage erfolgen ſoll, durch
welche der 1. Mai und der 9. November als geſetzliche Feiertage
erklärt werden.

Viele Millionen Zentner Kartoffeln liegen in den Mieten
auf den Feldern der von den Polen beſetzten Gebiete; ſie ſollten

Dabei ſind die
Brennereien der Provinz Poſen faſt durchweg nicht im Betriebe
wegen des Kohlenmangels, da die Provinz bekanntlich ſo gut
wie ganz von der Kohlenzufuhr abgeſchnitten iſt. Ebenſo lagern
Millionen von Zentnern Zucker ſowie Unmengen von Brotge
treide, die man in den übrigen Teilen des Reiches aufs
dringendſte benötigte, in der Provinz Poſen. Warum haben wir
nicht den Ueberfall der Polen verhindert, ſolange es Zeit warf
Schon Mitte November wurde die Regierung auf die drohende
Gefahr aufmerkſam gemacht. Trotzdem ließ man den kurzſichti
gen Oberpräſidenten der Provinz ein Provin-ialernährungsamt
gründen, womit der Anfang der Lostrennung Poſens vom Reiche
in der Nahrungsmittelverſorgung gemacht war. Die Schuld an
den haarſträubenden Zuſtänden, in die wir durch den polniſchen
Aufſtand in der Ernährungsfrage gekommen ſind, trägt einzig
und allein die Regierungspolitik.

Die Manus als Verräterin. Auf eigenartige Weiſe kam man
in einem thüringiſchen Städtchen auf die Svpur eines erheblichen

Seit einiger Zeit wurde bemerkt, daß einige
rgelpfeifen der Ortskirche nicht in Ordnung waren. Als der

Urſache nachgeforſcht wurde, fand man in den Pfeifen zur allge
meinen Verwunderung Getreidekörner liegen. Ein junger Vurſche
bemerkte nun, wie eine aufgeſcheuchte Maus aus dem Orgelwerk
entſprang und in einem Schranke, in dem früher die Inſtru
mente aufbewahrt wurden, verſchwand. Dies führte auf die
rechte Spur. Beim Oeffnen des Schrankes fand man zum nicht
geringen Erſtaunen der Zeugen dieſes Vorganges wohlgewogene

Zentner 38 Pfund Körner, die wohl nur den Reſt der einſtigen
„Ernte“ darſtellten.

Z„Z C çgçög 9“c ,„JZAmtliche Bekanntmachungen

Anordnung
über das Schlachten von Ziegenmutter- und Schaflämmern.

Auf Grund des S 4 der Bekanntmachung des Stellver
treters des Reichskanzlers über ein Schlachtverbot für träch-
tige Kühe und Sauen vom 26. Auguſt 1915 Reichsgeſetz
blatt S. 515) wird hierdurch folgendes beſtimmt:

S 1.
Die Schlachtung aller Schaflämmer und Ziegenmutter-

lämmer, die in dieſem Jahre geboren ſind oder geboren
werden, wird bis auf weiteres verboten.

2.Das Verbot findet täne Anwendung anf Schlach-

tungen, die erfolgen, weil zu befürchten iſt, daß das Tier
an einer Erkrankung verenden werde, oder weil es infolge
eines Unglücksfalles ſofort getötet werden muß. Solche
Schlachtungen ſind innerhalb 24 Stunden nach der Schlach-
tung der für den Schlachtungsort zuſtändigen Ortspolizei-
bebörde anzuzeigen.

3.
Ausnahmen von dieſem Verbot können aus dringenden

wirtſchaftlichen Gründen vom Landrat, in Stadtkreiſen von
der Ortspolizeibehörde zugenhen werden.

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung werden
gemäß S 6 der eingangs erwähnten Bekanntmachung mit
Geldſtrafe bis zu 1500 oder mit Gefängnis bis zu drei
Monaten beſtraft. 48

Die Anordnung tritt mit dem Tage fhrer Bekannt
machung im Deutſchen Reichs- und Preußiſchen Staats
anzeiger“ in Kraft.

Berlin, den 25. Februar 1919.
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten

Vorſtehende Anordnung wird zur öffentlichen Kenntnis
racht.

Halle, den 26. März 1919.
Der Landrat des Saalkreiſes.

2523 K. A. von Kroſigk. Nr. 2847.

Bekanntmachnng.
Nach der Verordnung des Herrn Neichsernährungs-

miniſters vom 21. März 1919 (RGVBl. S. 329) ſind die Ver
ordnungen über Eier vom 12. Auguſt 1916/24. April 1917/

13. Juli 1916 mit Wirkung vom 1. April 1919 ab aufge
hoben worden. Unſere Anordnung vom 16. Januar 1919
über den Verkehr mit Eiern wird deshalb mit Wirkung
vom 1. April 1919 ebenfalls aufgehoben.

Die Bekanntmachung der Provinzialeierſtelle zu Mag
deburg vom 10. September 1918 betr. Feſtſetzung eines Er
zeugerhöchſtpreiſes von 27 3 für ein Ei wird jedoch hier
durch nicht berührt. Der Höchſtpreis bleibt alſo vorläufig
noch beſtehen.

Halle, den 27. März 1919.
Der Kreisausſchuß des Saalkreiſes.

2589 K. A. von Kroſigk.
Bekanntmachung

Die ungünſtigen Verhältniſſe an den Grenzübergängen
von Polen nach Preußen machen eine ordnungsmäßige Ab-
ſonderung und geſundheitliche Behandlung der großen
Mengen der einzuführenden polniſchen Arbeiter undurch-
führbar. Die Herren Arbeitgeber, insbeſondere die Herren
Landwirte werden daher ganz beſonders auf die Bedin-
gungen betr. Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter aufmerk-
ſam gemacht. Jnsbeſondere wird ihnen zur Pflicht ge-
macht, die ruſſiſch polniſchen Arbeiter nach Ankunft auf ihre
Koſten auf das Vorhandenſein von Läuſen und den Gefund
heitszuſtand ärztlich unterſuchen und, ſoweit erforderlich,
impfen und entlauſen zu laſſen, ſowie das Ergebnis der
Unterſuchung unter Beifügung der Beſcheinigung des Arztes
der Ortspolizeibehörde anzuzeigen.

Dieſe Maßnahmen haben den Zweck zu verhindern, daß
der bereits ſchwer geprüften Heimat noch durch weitere Ein
ſchleppung anſteckender Krankheiten, insbeſondere von Fleck-
fieber und Pocken, erneut ſchwerer Schaden zugefügt wird.

Halle, den 26. März 1919.
Der Landrat des Saagkkreiſes.

von Kroſigk.

Bekanntmachu ig.
Vom 1. April d. Js. ab gehen nach Anordnung der

Regierung die Geſchäfte des Vorſitzenden der Einkommen-
ſteuer-Veranlagungskommiſſion und der Geweorbeſteuer-
ausſchüſſe III und IV für den Saalkreis von dem Unter
zeichneten auf den Herrn Vorſitzenden der Einkommenſteuer
Veranlagungskommiſſion und der genannten Gewerbe
ſteuerausſchüſſe für den Stadtkreis Halle Herrn Regierungs-
rat Vosfeldt über. Seine Dienſträume befinden ſich König
ſtraße 88. Alle Eingaben von Angehörigen des Saalkreiſes
in Einkommen- und Gewerbeſteuerſachen ſind vom 1. April
d. Js. ab dorthin zu richten.

Halle, den 25. März 1919.
Der Vorſitzende der EinkommenſteuerVeranlagung

Kommiſſion für den Saalkreis.

von Kroſigk.

Bekanntmachung.
Jn der Woche vom 30. März bis 5. April 1919 kommen

auf die Fettkarte Nr. 1 im Saalkreis an Speiſefetten zur
Verteilung
50 Gramm Auslandsbutter an einen Verſorgungsberechtigten.

Niemberg, den 26. März 10919.
Kreisfettſtelle des Saalkreiſes.

Dechow.

Zwangsverſteigerung.
Im Wege der Zwangsvollſtreckung ſoll am

24. Juni 1919, vormittags 10 Uhr
an der Gerichtsſtelle, Poſtſtraße 13, Zimmer Nr. verſteigern
werden das im Grundbuche von Halle, Band 271, Blatt 8021
(eingetragener Eigentümer am 3. Oktober 1917, dem Tage der
Eintragung des Verſteigerungsvermerkes: der Maurermeiſter
Robert Reichmeiſter) eingetragene Hausgrundſtück Tho-
iuckſtraße 6, Kartenblatt 1, Parzellen 1126/4, 1142/4, 1181/
von 5 a 8 qm, jährlicher Nutzungswert 2760 Mark.

alle, den 24. M 1910.ar Das Amtsgericht, Abt. T.
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